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Die Neue Weltordnung des US-Imperiums, Teil 3 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) berichtete im 
Jahre 1996 in seinem Buch "Der Moloch …" über die Machtpolitik des US-Imperiums 
(x068/229-304): >>Dasselbe Spiel im Zweiten Weltkrieg 
… F.D. Roosevelt heuchelt Neutralität 
Die ungeheuren Kriegsgewinne des kleinsten, aber mächtigsten US-Zirkels konnten nicht ver-
borgen bleiben. Im Frühjahr 1934 forschte ihnen sogar ein Senatsausschuß unter Vorsitz von 
Gerald P. Nye, North Dakota, nach. Aufgrund eines gewaltigen, von anderer Seite natürlich 
angefochtenen Materials erwies sich der Kriegseintritt der USA 1917 weitestgehend, wenn 
nicht fast ausschließlich, als das Resultat der kriegstreiberischen Kooperation von Rüstungs-
industrie und Banken. Renommierte Historiker wie Harry Elmer Barnes oder Charles A. 
Beard kamen zu ähnlichen Schlüssen, die nach jenen, die mit den Wölfen heulen, versteht 
sich, nichts als Kurzschlüsse waren. Indes sind die Dinge evident. 
Das amerikanische Volk neigte vor und bei Ausbruch des Zweiten Weltkriegs in seiner gro-
ßen Mehrheit dem Isolationismus zu; kein Zufall. Gerade im Bewußtsein der Kriegstreiberei-
en und Kriegsgewinne des Großkapitals im Ersten Weltkrieg wollte man weithin Neutralität. 
Man hielt die Beteiligung an diesem Krieg für einen Fehler, sprach viel von Neutralität, der 
"Neuen Neutralität", die chauvinistischen Kreise mußten sich mehr oder weniger zurückhal-
ten.  
Es kam sogar zu diversen Neutralitätsgesetzen, womit man vor allem den Präsidenten zu bin-
den suchte, ebenso aber auch die Außenwirtschaft, die natürlich an Produktion und Verkauf 
von Kriegsmaterial sowie kriegswichtigen Gütern aller Art lebhaft interessiert war, die ihre 
"Erfolge" vom Ersten Weltkrieg wiederholen, möglichst noch übertreffen wollte. Hitler und 
Mussolini aber fühlten sich durch diese Verfügungen eher ermutigt, mußten sie doch anneh-
men, daß ihre Gegner kein Kriegsmaterial aus den USA bekommen würden. Roosevelt selbst 
bekannte später: "Unser Waffenembargo begünstigte die Aggression." 
Das amerikanische Volk freilich wollte den Frieden - wie zunächst auch im Ersten Weltkrieg. 
Und Roosevelt war inzwischen, nach einem der erbittertsten Wahlkämpfe der US-Geschichte, 
am 3. November 1936 wieder gewählt worden mit dem Versprechen der Neutralität. Vier 
Wochen darauf eröffnete er in Buenos Aires die Inter-America-Konferenz zur Erhaltung des 
Friedens. 
Doch spätestens seit Beginn des Zweiten Weltkriegs ist der Präsident nicht mehr neutral, falls 
er es, was man bezweifeln darf, je war. Er beeilt sich nun, die Neutralitätsgesetze, die er im 
Frieden, vor seiner Wiederwahl, eingeführt, im Krieg wieder aufzuheben. Vor allem das Ver-
bot, "Waffen, Munition und Kriegsgerät" an Kriegsführende zu verkaufen, würde nun die 
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schönsten und größten Geschäfte unmöglich machen. Kraft des neuen Gesetzes aber werden 
im Lauf des Krieges über 50 Milliarden Dollar umgesetzt. (Kaum freilich ist der Krieg zu En-
de, hat auch dieses Gesetz ausgedient. Es wird am 21. August 1945 annulliert.) 
Auch ein Erlaß von 1934, der allen Staaten Kredite abschlägt, die ihre Schulden aus dem Er-
sten Weltkrieg noch nicht beglichen, ist jetzt hinderlich. Also verabschiedet man im März 
1941 ein neues Darlehens-Gesetz, das es den USA gestattet, den Alliierten noch im selben 
Jahr mit Lieferungen im Wert von 750 Millionen Dollar beizustehen. 
Im Kampf gegen die eigenen Neutralen aber, die Isolationisten, ist der Präsident nicht wähle-
risch. Er hält nicht nur seinen populärsten Gegner, den Atlantik-Überquerer und Volkshelden 
Charles A. Lindbergh, für einen Nazi, sondern rückt auch dessen Anhang in die Nähe von Na-
zi-Sympathisanten, Nazi-Agenten, Verrätern. Er schaltet seinen Justizminister, das FBJ und 
andere Behörden gegen sie ein, er läßt Telefone anzapfen. Nicht genug: "Führende Isolationi-
sten fürchteten um ihr Leben. Viele erlitten das Ende ihrer Karriere. Ihr Ansehen wurde unwi-
derruflich zerstört, weil sie beschlossen hatten, alles in ihrem Kampf gegen die Außenpolitik 
des Präsidenten zu riskieren" (Wayne S. Cole). 
Der Präsident aber täuscht weiter. Er lügt und schwindelt sich durch die Jahre. Scheinbar für 
Neutralität eintretend, bereitet er den Kriegseintritt vor. Das "Pacht- und Leihgesetz" dient 
diesem Zweck, die Aufhebung des Waffenembargos, die immense Aufrüstung, gerechtfertigt 
durch die Behauptung, sie mache den Kriegseintritt gerade unnötig. 
Schreckte er doch immer wieder in Reden und Äußerungen das Volk durch die Gefahr eines 
deutschen Angriffs auf die USA. Und ein Teil seiner Minister stimmte in diese Propaganda-
phrasen, die nichts als Amerikas Kriegseintritt ermöglichen sollten, eifrig ein. Man machte 
jedermann vor, Hitlers letztes Ziel sei die Eroberung der USA, der ganzen Welt. Roosevelt 
selbst beschwor wahre Horrorvisionen:  
"Statt der Bibel werden die Worte von Mein Kampf gewaltsam als Heilige Schrift durchge-
setzt werden. An die Stelle des christlichen Kreuzes werden zwei Symbole treten - das Ha-
kenkreuz und das blanke Schwert. Der Gott von Blut und Eisen wird den Platz des Gottes der 
Liebe und Barmherzigkeit einnehmen".  
Kurz: "Die amerikanische Nation wurde mit Versprechungen über einen Nicht-Kriegseintritt 
in den Krieg geführt" (Detlef Junker). 
Ein deutliches Signal für die drohende Einmischung war u.a. das berüchtigte Tauschgeschäft 
mit Großbritannien am 3. September 1940. Überläßt man England doch jetzt 50 ältere Zerstö-
rer gegen die Verpachtung von Inseln in der Karibik, von Luft- und Seestützpunkten auf Neu-
fundland, auf den Bermudas und den Bahamas, auf Jamaika, St. Lucia, Trinidad, Antigua und 
in Britisch-Guayana an die USA. Die "St. Louis Dispatch" kommentiert diesen Vorgang am 
nächsten Tag: "Diktator Roosevelt begeht eine Kriegshandlung". 
Offensichtlich war Roosevelt seit längerem zum Kriegseintritt fest entschlossen. Wiederholt 
hatte er in den dreißiger Jahren die Gefahr eines unparteiischen Neutralismus beschworen, die 
eigene außenpolitische Reserve viel mehr geheuchelt als gehegt. Doch war er klug und Oppor-
tunist genug, sich dem deutlichen Volksbegehren scheinbar zu fügen. Immerhin wollte, nach 
Meinungsumfragen, die Mehrheit noch 1939 um fast keinen Preis einen Krieg. Noch im Ok-
tober erklärten sich 96,5 % gegen den Kriegseintritt. Allerdings wünschten 84 % einen Sieg 
der Westmächte und nur 2 % den Deutschlands. Roosevelt paßte sich wieder aalglatt an und 
behauptete: "Diese Nation wird neutral bleiben, aber ich kann nicht fordern, daß jeder Ameri-
kaner auch in Gedanken neutral bleibe". 
Für die Erhaltung des Friedens hat Roosevelt nichts getan – wenn auch jeden Wahlkampf mit 
Friedensparolen geführt, zweimal schon. Und 1940 ebenfalls. In einer Wahlrede versicherte 
er: "Ich werde es wieder und immer wieder sagen: Eure Jungen werden in keinen fremden 
Krieg geschickt werden!" 
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Dies erinnert fatal an seinen Vorgänger Wilson im Ersten Weltkrieg, der ebenfalls seinen 
Wahlkampf durch Friedensbeteuerungen gewann. Und genau wie Wilson suchte auch Roose-
velt nur einen Vorwand zur Einmischung.  
Wenige wußten dies so gut wie Churchill. Er wäre im Kampf gegen Hitler ohne die Hilfe der 
USA und der Sowjetunion in Kürze sang- und klanglos erledigt gewesen. Man darf ihm glau-
ben, wenn er nach Roosevelts Wiederwahl am 6. November 1940 schreibt, "daß ich für ihren 
Erfolg gebetet habe und dankbar dafür bin" ... 
 
… und provoziert Deutschland 
... Die ungeheuren deutschen Siege aber im Frühjahr und Sommer 1940, die Überrollung Hol-
lands, Belgiens, Frankreichs, die Besetzung Dänemarks und Norwegens, die Erfolge der deut-
schen Kriegsmarine, die Monat für Monat 500.000 Tonnen der Royal Navy in den Atlantik 
bohrte, erlaubten es nunmehr Roosevelt, eine gigantische Aufrüstung in Angriff zu nehmen, 
ermöglichten ihm immer gewaltigere Kriegslieferungen an Großbritannien, was der Präsident 
aber nicht als Kriegs-, sondern als nationale Verteidigungspolitik verstand. Denn noch immer 
erschien erst 30 % der US-Bevölkerung eine Einmischung berechtigt. 
Doch Roosevelt plante bereits, mit Milliardensummen die US-Flotte fast zu verdoppeln und 
den Bestand von nicht ganz 3.000, zum Teil veralteten Kriegsflugzeugen durch eine jährliche 
Produktion von 50.000 zu vergrößern. Ferner holte er im Juni 1940 zwei alte Scharfmacher 
der Republikaner in sein Kabinett, Henry L. Stimson als Kriegs- und Frank Knox als Marine-
minister. Und im September sah er durch ein Wehrpflichtgesetz die Ausbildung von 1,2 Mil-
lionen Mann und 800.000 Reservisten vor. Aber da er auch ein drittes Mal gewählt werden 
wollte, versicherte er, die USA keinesfalls in den Krieg zu führen. 
Kaum aber war er wieder Präsident, kurbelte er weiter die Rüstungsproduktion an. Und ob-
wohl Hitler wohlweislich alles vermied, Amerika einen Grund zum Kriegseintritt zu geben, 
steuerte Roosevelt voll darauf zu. Während er fort und fort die Öffentlichkeit belog, legten 
schon britisch-amerikanische Generalstabsbesprechungen das Vorgehen fest, lieferte er pau-
senlos Kriegsmaterial an England, erlaubte er schließlich auch die Reparatur englischer Schif-
fe auf US-Werften, befahl er im April 1941 die Besetzung Grönlands, um die dort stationier-
ten britischen Truppen abzulösen.  
Dem kommunistischen Rußland, das im Land des Hochkapitalismus noch begreiflich wenig 
Sympathien genoß, gab er Anfang August großzügige Hilfsversprechen, hatte auch schon die 
Vermögenswerte der Achsenmächte in den USA "eingefroren" und deren Konsulate geschlos-
sen. Kurz, von Neutralität war längst keine Rede mehr, das Neutralitätsgesetz ein purer Hohn, 
eine Karikatur, so sehr, daß selbst Churchill - freilich erst 1949 - gestand, die deutsche Regie-
rung sei zur Kriegserklärung durchaus berechtigt gewesen. 
Roosevelt provozierte Deutschland fortgesetzt, um endlich Krieg führen zu können. Er ver-
letzte die Neutralität durch das Leih- und Pachtgesetz. Er befahl der Atlantikflotte, faschisti-
sche Kriegs- und Handelsschiffe zu verfolgen, ebenso Flugzeuge und deren Bewegungen alle 
vier Stunden der britischen Marine und Luftwaffe durch Funk zu übermitteln. Nicht einmal, 
als amerikanische Marine-Infanterie am 7. Juli 1941 in Island landete, um eine Besetzung 
durch deutsche Truppen zu verhindern, ließ sich Deutschland herausfordern. 
"Wir verfolgten kein anderes Ziel, als die USA aus dem Krieg herauszuhalten", erklärte Rib-
bentrop. "Diese Politik erforderte auf deutscher Seite ein Übermaß von Zurückhaltung ... wir 
antworteten auf keine der zahllosen Provokationen". 
Bezeichnend ist folgender Vorfall. 
Am 4. September 1941 heftete sich der US-Zerstörer "Greer" südwestlich Islands auf die 
Fährte des deutschen U-Boots U 652. Dabei funkte der Zerstörer fortgesetzt seine Position, 
um britische Kriegsschiffe herbeizuziehen, bis ihn endlich das U-Boot mit zwei Torpedos an-
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griff und er Wasserbomben warf; beides erfolglos. Doch gab Roosevelt eine Woche später die 
Sache als einerseits unprovozierten, andererseits wohlüberlegten Überfall, als groß angelegten 
Angriff auf Amerika aus. Ja, er kündigte nun für alle alliierten Schiffe zwischen Amerika und 
Island Geleitschutz an und befahl gegen Schiffe der Achsenmächte das Feuer "auf Sicht" zu 
eröffnen. Schließlich sagte er: "Die Schießerei ist losgegangen. Und die Geschichte verzeich-
net, wer den ersten Schuß abfeuerte". 
Für einen Krieg konnte der Präsident sein Volk nur gewinnen durch einen Angriff auf die 
USA oder deren Truppen. Da die Deutschen auf keinerlei Herausforderungen reagierten, reiz-
te er nun dauernd Japan, das freilich ebenfalls keinen Krieg mit den USA wünschte, diesen 
vielmehr unbedingt verhindern wollte. Auch alle deutschen Bemühungen, Japans Furcht vor 
der vereinten Flottenmacht der Angelsachsen zu zerstreuen, scheiterten. ... 
 
Vergnügen mit Stalin 
… Den anglo-amerikanischen Waffenbrüdern war Stalins beinah beispielloser, zumindest bis 
dahin selbst Hitler in den Schatten stellender Despotismus natürlich bekannt. 
Bekannt waren ihnen seine erbarmungslosen Ausrottungsmechanismen, seine fürchterlichen 
Terrororganisationen, die aus der Tscheka 1922 hervorgegangene berüchtigte GPU und 
schließlich seit 1934 der ebenso gefürchtete NKWD ...  
Bekannt war ihnen die verheerenden "Säuberungen" zwischen 1936 und 1939, die in der Ge-
schichte als "Jeschowschtschina" sozusagen fortlebenden Massenexekutionen, "eine Art Bar-
tholomäusnacht in Permanenz" (Georg W. F. Hallgarten).  
Bekannt war ihnen eine Reihe aufsehenerregender Entführungs- und Mordfälle, wodurch Sta-
lin sich seiner Gegner entledigte.  
Bekannt war ihnen, daß der rote Zar die lange Reihe russischer Despoten seit Iwan IV., dem 
Schrecklichen, vielleicht vielhundertfach übertraf. 
Bekannt war ihnen, daß er Millionen und Abermillionen Unschuldiger in die entferntesten 
Winkel Sibiriens und Kasachstans zur Zwangsarbeit verschleppen ließ, um auch derart seine 
Fünfjahrespläne und die monströse sowjetische Industrialisierung buchstäblich durchzupeit-
schen. 
Das alles hielt weder den Nobelmann Churchill noch gar Roosevelt ab, sich eng mit Stalin zu 
verbünden. Sobald er allerdings seine Hilfe geleistet hatte, ließ ihn Churchill fallen und be-
kämpfte ihn; Roosevelt hinderte der Tod daran. ... 
... Churchill, ... der bereits 14 Tage nach Pearl Harbor eine Woche lang in Washington vor-
sprach, (tat) alles, um die russische Front, die ihm ja nächst der deutschen am fatalsten war, 
nicht zu früh zu entlasten. Bloß das nicht! Stalin mochte noch so drängen ... Churchill konnte 
das Unternehmen "Overlord", bis 1944 hinausschieben, das kostete sehr viel mehr Russenköp-
fe, aber sehr viel weniger der übrigen Alliierten, eine glatte Rechnung. 
Solange keine "Zweite Front" bestand, solange die Invasion der Alliierten im Westen nicht 
begonnen hatte, war dies für Stalin begreiflicherweise stets das Problem Nummer Eins. ... 
Doch mochte die russische Front auch brennen und bluten soviel sie wollte. Hauptsache sie 
stand. Im übrigen: je mehr Brand und Blut dort, desto besser doch. ... 
Als der Brite seinerzeit erstmals Stalin persönlich begegnete, waren ihre Unterhaltungen teil-
weise, so Churchill, "äußerst unangenehm". ... 
Churchill haßte die Sowjetunion glühend. Aber im Kampf gegen Hitler wäre er ohne sie ge-
scheitert. So suchte er nicht nur "mit Gottes Hilfe die Welt von diesem Scheusal" zu befreien, 
sondern auch mit der Hilfe der doch kaum minder bösen Bolschewiken. Vorerst aber wollte 
Churchill "Rußland und dem russischen Volk jedmögliche Hilfe gewähren, die wir gewähren 
können. ...  
Dann aber wollte Churchill nach Beseitigung des einen Scheusals, das andere erledigen, das 



 5 

ohne Zweifel ihm viel mehr geholfen hatte als er ihm. Im Krieg warb er um sowjetischen Bei-
stand, nach dem Krieg attackierte er wie kein zweiter die Sowjetunion. … 
 
Erträglich, hocherträglich 
... Während die europäischen Völker bluteten und Millionen und Abermillionen ihrer Men-
schen verbluteten, sanierten sich die Vereinigten Staaten von Amerika und mauserten sich zur 
Weltmacht und schließlich zur führenden Weltmacht. Während die europäischen Länder viele 
Außenmärkte infolge des Krieges nicht mehr beliefern konnten, übernahmen diese wieder die 
USA, stellten sie auch Staaten, die sich mit Deutschland, Italien, Japan im Krieg befanden, 
Versorgungsgüter zur Verfügung, weiteten sie ihre Absatzmärkte, ihre Rohstoffquellen bis in 
den letzten Winkel der Welt aus, griffen sie für ihre Kriegsmobilisierung auf Ressourcen in 
Lateinamerika, Afrika, Indien zurück, das überdies eine große Armee gegen die Japaner in 
Burma aufstellte. 
Die US-Rüstungsindustrie aber erfährt während des Zweiten Weltkrieges einen geradezu alp-
traumhaften Auftrieb. ... 
Nur durch den Krieg kommt die zuvor so gebeutelte US-Wirtschaft wieder in Schwung. Be-
reits zwischen August 1939 und dem Kriegseintritt der Vereinigten Staaten im Dezember 
1941 verdoppelte sich deren Industrieproduktion. Insgesamt stiegen die Importe um 50 %, die 
Exporte verdreifachten sich, der Aktivsaldo ist 1945 doppelt so hoch wie der von 1920, als 
man schon durch den Ersten Weltkrieg so immens sich saniert hatte.  
Das europäische Fiasko brachte den USA auch jetzt wieder das Heil. "Fünf Jahre Krieg in Eu-
ropa und Asien waren wirksamer als alle wirtschaftlichen und finanziellen Maßnahmen des 
New Deal zwischen 1932 und 1939" (Claude Julien). Von 13 Millionen Arbeitslosen 1932 
gab es 1938 noch immer 10 Millionen – trotz Roosevelt und "New Deal". Der Krieg aber 
brachte die Vollbeschäftigung und das volle Geschäft. ... 
 
Kalter Krieg und heiße Geschäfte 
Die Russen sollen zur Hölle fahren 
Wie die USA aus dem Ersten Weltkrieg, dessen eigentliche Gewinner sie waren, am besten 
herauskamen, so erst recht aus dem Zweiten. Was die Europäer schwächte, hatte sie enorm 
gestärkt, ja zur mächtigsten Nation gemacht. Auch zur reichsten, mit Abstand. Nicht weniger 
als drei Viertel des gesamten Weltkapitals befanden sich in den USA. Ebenso zwei Drittel der 
gesamten Industriekapazität. All dies aber war ihnen mehr in den Schoß gefallen, als daß sie 
es sich erkämpft oder im strengen Sinn erarbeitet hätten. Auch deshalb verloren sie schon in 
wenigen Jahrzehnten eine einmalige industrielle Vormachtstellung. 
Das Territorium der USA hatte durch den Krieg nicht gelitten. Kein Haus war zerbombt, kein 
Zivilist durch Kriegseinwirkungen getötet, keiner zum Flüchtling gemacht worden. Die Nati-
on, seit nun bald zweihundert Jahren nie mehr innerhalb ihrer Grenzen attackiert, fühlte sich 
im Vollgefühl ihrer Kraft. Ruinen und Leichen in Europa und Japan, doch der "American way 
of life" nahm seinen Lauf, die "Pax Americana", das "amerikanische Jahrhundert" - mit dem 
Kalten Krieg, dem Koreakrieg, Vietnamkrieg, Golfkrieg und einer Fülle anderer "Interventio-
nen". 
Zur Sowjetunion war das Verhältnis der westlichen Führungsmacht gleich nach dem Zweiten 
Weltkrieg schon wieder so schlecht, wie es etwa noch 1931 gewesen war, als Präsident Hoo-
ver, der Vater der "Politik der guten Nachbarschaft", "die Vernichtung der UdSSR" sein Ziel 
genannt hatte. Zwar erkannte Roosevelt 1933 die Sowjetunion rasch an (freilich nur, um sie 
gegen Japan auszuspielen). Zwar fühlte sich die Masse der US-Amerikaner mit ihr im Welt-
krieg eng verbunden. Doch bestand bereits neben dieser pro-russischen, scharf faschisten-
feindlichen Richtung auch weiter eine antikommunistische Tendenz, ideologisch wie macht-
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politisch motiviert, und sie setzte sich durch. 
Schon während des ganzen Krieges hatten Deutsche und Amerikaner geheime, gegen die 
UdSSR gerichtete Verhandlungen geführt: in Vichy, Bern, Stockholm sowie im Vatikan, in 
Staaten, nebenbei, die mit Hitlerdeutschland sympathisierten. Und bereits Ende 1944 glaubte 
US-Admiral Furer die Amerikaner "jetzt darauf vorbereitet, der Tatsache ins Auge zu sehen, 
daß der Krieg zur Beendigung aller Kriege noch nicht gekämpft worden sei"; erklärte US- 
General Arnold gegenüber dem britischen Luftmarschall Portal, "unser nächster Feind sei 
Rußland". 
Und kaum war Roosevelt beerdigt, so beschloß man einen Tag danach, am 15. April 1945, 
seine Politik umzukehren. Es geschah in einer Sitzung von etwa 15 Personen im Außenmini-
sterium, an der auch Vertreter des Kriegsministeriums teilnahmen, auch ehemalige Bankiers, 
wie John McCloy, auch Senator Vandenberg und John Foster Dulles, Präsidenten der führen-
den Aktiengesellschaften, der Präsident von General Motors, kurz, Repräsentanten von Groß-
banken und Großindustrie, die längst einen Kurswechsel befürwortet hatten. Sie alle wünsch-
ten einen milden Frieden mit Deutschland, um dies als Bollwerk gegen Rußland aufzubauen. 
Der Wechsel der amerikanischen Politik wurde eingeleitet, bevor ernsthafte Schwierigkeiten 
zwischen beiden Weltmächten bestanden. Und er wurde weder durch den Präsidenten noch 
den Kongreß sanktioniert. Er erfolgte außerhalb demokratischer Legalität. 
Für Truman, einen erfahrenen Taktiker, jedoch ohne geistige Qualifikation, war die demokra-
tische Mission der USA ebenso ausgemacht wie das Streben Moskaus nach Weltherrschaft. 
Schon wenige Tage nach seiner Amtsübernahme prahlte er, "daß die Russen bald auf ihren 
Platz verwiesen würden und daß die Vereinigten Staaten dann die Führung dabei übernehmen 
würden, daß die Welt so regiert werde, wie sie regiert gehöre". 
Den Russen gegenüber benahm sich Truman immer unfreundlicher. Noch in der Schlußphase 
des Krieges hatte man versucht, sie von dem - zunächst so begehrten - Eintritt in den Krieg 
gegen Japan abzuhalten. Bei der Regierungsbildung in Italien und Griechenland wurden sie 
gar nicht mehr gefragt, ihre gewünschte große Anleihe von mindestens zehn Milliarden Dollar 
wurde ebenso übergangen wie schließlich jede zusätzliche Lend-Lease-Lieferung - während 
man dem Kriegsfeind Deutschland im ureigenen Interesse bald entgegenkam. 
Es spricht für sich, daß Truman schon am 23. April 1945 seinem Kabinett erklärt, "wenn die 
Russen sich uns nicht anschließen wollen, dann sollen sie eben zur Hölle fahren". 
 
… und die ganze Welt "das amerikanische System übernehmen" 
1946 versteifte sich die Haltung der USA gegenüber der Sowjetunion weiter. Man unterstellte 
ihr das Betreiben eines Dritten Weltkriegs und wollte ihr, so Truman am 5. Januar 1946, "eine 
eiserne Faust" zeigen. Die USA beendeten ab sofort ihre inoffiziellen Zusammenkünfte mit 
russischen Diplomaten, und bald darauf auch die in Potsdam beschlossenen Reparationslei-
stungen aus westdeutschen Demontagen. Kein Wunder, daß der Kreml im Gegenzug die So-
wjetisierung Osteuropas immer rücksichtsloser betrieb. Hatten zunächst nur Albanien, Jugo-
slawien und Bulgarien kommunistische Regierungen, so dann auch Rumänien, Polen, Ungarn 
und zuletzt die Tschechoslowakei. 
Washington aber ging es nun bloß noch darum, Amerika umzustimmen, das heißt, das gleiche 
Geschäft zu besorgen wie schon im Ersten und im Zweiten Weltkrieg: die Nation mußte wie-
der kriegswillig gemacht und vor allem auch Westeuropa gegen Sowjetrußland mobilisiert 
werden. 
Das amerikanische Volk aber, das nur mit Hilfe der Russen den großen Krieg gerade gewon-
nen, war 1945 keinesfalls bereit, die bisherigen Verbündeten plötzlich zu bekämpfen. Noch 
jetzt sprachen sich, laut einer Gallup-Umfrage, 55 % der Bevölkerung für ein weiteres Zu-
sammengehen mit Rußland aus, darunter fast zwei Drittel aller gebildeten Amerikaner. (1918 
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hatten nur 2 % die Anerkennung des Sowjet-Staates befürwortet.) Inzwischen war die Mehr-
zahl prorussisch gesinnt. Dies jedoch mußte rückgängig gemacht werden. So wurde Moskau 
fortwährend gereizt. Es sollte immer der Nein-Sager, immer in Opposition sein zu den edlen 
Zielen und Taten der USA, sollte immer unbeliebter werden. 
In diesen Zusammenhang gehören: der Abwurf der Atombombe zwei Tage vor dem verein-
barten Einmarsch der Russen in die Mandschurei; die Ernennung eines US-Oberkomman-
dierenden für Japan, ohne die Russen überhaupt zu fragen; die Deklaration von Potsdam, die 
man publizierte, bevor die Russen ihr Einverständnis gegeben hatten; die Einfügung der Arti-
kel 51 und 52 in die am 26. Juni 1945 in San Francisco verabschiedete Charta der Vereinten 
Nationen, die man damals - im Opernhaus! - aus der Taufe hob. Und noch am selben Tag 
bliesen ihnen, wie der Präsident der Konferenz, Edward R. Stettinius, gleich klar erkannte, die 
Artikel 51 und 52 das Lebenslicht aus (kick the daylights out of the world organization). 
Die Einfügung war das juristische Meisterstück von John Foster Dulles, der nicht von unge-
fähr den Ruf genoß, der beste Rechtsanwalt der USA zu sein; assistiert hatte ihm Senator Ar-
thur H. Vandenberg (offiziell war Dulles der juristische Beirat). Der Text beider Artikel - vol-
ler Fußangeln, nur von Experten sofort zu verstehen - hob die restlichen 109 Artikel der Char-
ta auf und bezweckte nichts anderes als die Isolierung der Sowjetunion und eine entscheiden-
de Verschärfung der Spaltung zwischen den beiden Machtblöcken. L. L. Matthias nennt in 
seinem kaum genug zu empfehlenden Buch "Die Kehrseite der USA" das Werk von Vanden-
berg und Dulles den "coup d'état von San Francisco". Legten die beiden Artikel doch den juri-
stischen Grundstein für die "Vereinten Nationen", die Spaltung der Welt in zwei Teile. 
Das aber genügte noch nicht zur "Umerziehung" des amerikanischen Volkes, dem man vor-
dem beigebracht, sich "Uncle Joe" zu denken wie zumindest frühere christliche Generationen 
den lieben Gott sich gedacht, weise, gütig und mit großem Schnurrbart. Um eine breite anti-
russische Mehrheit zu erzeugen, bedurfte es einer besonders Aufsehen erregenden Aktion, 
wobei man sich des alten und eigentlichen Gegenspielers von Stalin bediente, der populären 
britischen Kriegsfurie Churchill, so konservativ im Übrigen, daß er wohl am liebsten die gan-
ze Welt mit Kaisern und Königen bevölkert hätte. 
Noch im Oktober 1944 zwar hatte Churchill in Moskau einen Toast auf "Marschall Stalin" 
ausgebracht, ihn "Stalin den Großen" genannt - freilich bald auch in einem Telegramm (das 
seine Memoiren nicht erwähnen) Marschall Montgomery angewiesen, die Deutschen zu be-
waffnen, sollten die Russen die Elbe überschreiten. Bat er ja auch dringend den US-
Präsidenten, keinen fußbreit besetzten Gebietes der UdSSR zu überlassen, obwohl doch die 
Begegnung der amerikanischen und sowjetischen Truppen an der Elbe, somit weit östlich von 
der in London vereinbarten Linie stattfand.  
Im Augenblick seines höchsten Triumphes, während der Konferenz in Potsdam, durch eine 
Wahlniederlage von Labour zur Abdankung gezwungen, reiste der Brite im folgenden Früh-
jahr als Privatmann in die USA und heizte dort den Kalten Krieg an. 
Es geschah in einer Rede am 5. März 1946 im Westminster College von Fulton, einer kleinen 
Stadt in Missouri, dem Heimatstaat Trumans, der Churchill eingeladen hatte und gemeinsam 
mit ihm per Bahn angereist war. In seiner Ansprache, in vier Erdteile und mehr als 40 Spra-
chen verbreitet, warnte der illustre Gast alle Welt "vor den zwei finsteren Mordbrennern ... - 
dem Krieg und der Tyrannei". Zwar bekundete Churchill "viel Bewunderung für meinen 
Kriegskameraden Marschall Stalin", zwar glaubte er "nicht, daß Sowjetrußland den Krieg 
wünscht. Was sie wünschen, sind die Früchte des Krieges ..."  
Doch das war schlimm genug, denn die wünschten auch andere. "Ein eiserner Vorhang hat 
sich über den Kontinent gesenkt", rief Churchill. Und fiel auch weder hier, wie man oft meint, 
das Wort vom Eisernen Vorhang zuerst, noch in Churchills vertraulichem Telegramm an Tru-
man vom 12. Mai 1945, sondern im Tagebuch von Hitlers Propagandaminister Goebbels, der 
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es da gegen Kriegsende wiederholt gebraucht - Churchill hat es aufgegriffen und das weltpoli-
tische Klima der nächsten Jahre entscheidend beeinflußt, selbstverständlich in Übereinstim-
mung mit der US-Regierung.  
Und verlangte er auch noch keinen "Kreuzzug", längst hatte er gefordert, "den Sozialismus in 
der Wiege zu ersticken", hatte er den von Labour erstrebten Sozialismus fast mit Kommunis-
mus, ja, ein Leben bereits unter einer Labour-Regierung mit dem Dasein unter der nazisti-
schen Gestapo gleichgesetzt. 
Die Fronten waren gewechselt, und es schien, als habe man den Zweiten Weltkrieg nur been-
det, um einen Dritten zu beginnen. 
Neben Churchill auf dem Podium im Westminster College in Fulton saß seinerzeit US-
Präsident Harry Truman. Und hatte dieser gerade, ganz in der Nachfolge seines dahingegan-
genen Chefs und Parteigenossen, Stalin noch geschätzt, zumindest so getan und geschwärmt: 
"I like Joe", nun plötzlich war der für ihn der verhaßte "son of a bitch". Und ein halbes Jahr 
später hatte sich, nach einer neuen Gallup-Umfrage, die Nation umorientiert: statt 55 %, die 
für Fortsetzung des Bündnisses mit Sowjetrußland plädierten, waren es jetzt nur noch 46, 
dann 38 %. ... 
Die Akzente, die Churchill und Truman mit ihren Reden gesetzt hatten, bestimmten die Ame-
rika-, die Europa-, die Deutschland-Politik, sie veränderten die Welt. Es war auf einmal, als 
stünde der Dritte Weltkrieg schon vor der Tür. In Wirklichkeit fürchteten die USA nicht einen 
Krieg mit der Sowjetunion, nicht den "Eisernen Vorhang" oder den internationalen Kommu-
nismus, sondern sie fürchteten - einen Erfolg der russischen Planwirtschaft.  
Dies gestand kein anderer als der Präsident der Vereinigten Staaten, Harry Truman, in einer 
Rede am 6. März 1947 in Texas. Wenn Amerika nicht handle, so sagte er, könne diese Plan-
wirtschaft das Vorbild für das nächste Jahrhundert werden. Die USA müßten dann das gleiche 
System praktizieren, das freie Unternehmertum würde verschwinden und damit "unsere Frei-
heit". Ergo, schloß Truman: "Die ganze Welt sollte das amerikanische System übernehmen, 
denn das amerikanische System kann nur überleben, wenn es das System der ganzen Welt 
wird". 
Am amerikanischen Wesen soll die Welt genesen. 
 
Ein ganz spezieller Schluck für ihre Kehlen 
Das amerikanische Wesen ist das Geld: der Inbegriff des Yankee-Daseins. Natürlich erfaßt 
dies nicht alles, aber das Wichtigste. ... 
Für ihre ungeheure Aufrüstung hatten die Amerikaner militärische, mehr jedoch wirtschaftli-
che Gründe. Deshalb traten auch viele jener, die das Geschwätz von der Gefahr aus dem 
Osten keinen Augenblick glaubten, für Aufrüstung und Nato ein.  
Derart konnte enorm verdient werden und wurde enorm verdient. Und gerade nach dem Ver-
lust Chinas benötigte man Europa auch als Absatzmarkt. Der Verlust des chinesischen Riesen-
reichs aber seit der Flucht Tschiang Kai-Scheks samt seiner unfähig-korrupten Regierung 
1949 nach Formosa (Taiwan), seit dem Sieg Mao Tse-tungs hatte die Öffentlichkeit in den 
USA nahezu unvorbereitet überrascht. Und er war um so größer, als nun nicht nur jeder ame-
rikanische Einfluß in China ausschied, sondern auch im gesamten pazifischen Raum gefährdet 
schien. 
In Europa aber begann jetzt nach dessen militärischer Eroberung die friedliche. Ein US-
Konzern nach dem anderen investierte in den zuvor zerbombten und zerschossenen Städten. 
Und die Rechnung, daß eine im Krieg ruinierte Wirtschaft schneller wächst als eine, die den 
Krieg so glänzend überstand, erwies sich als richtig, zumal auch die US-Banken von Anfang 
an mitspielten, deren Politik in Europa war: alte Investitionen retten, neue vornehmen. Ja, das 
Bankhaus Dillon, Read, setzte so sehr auf die Rentabilität seiner Anlagen im Nachkriegs-
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deutschland, daß es deutschen Industriebossen noch vor Kriegsende eine Privatanleihe von 
einer Milliarde Dollar anbot. 
Man gründete Filialen, baute Fabriken, erwarb Aktienmajoritäten. Man nahm Fusionen vor, 
kaufte ganze Betriebe, kaufte Bergwerke und Banken. Die Sache nahm einen ähnlichen Ver-
lauf wie das frühere Vorgehen in Lateinamerika. Die Beherrschung der Alten Welt durch die 
Neue begann. Man schuf hunderteweise Tochter- und Beteiligungsgesellschaften. Man über-
zog Westeuropa mit einem Netz wirtschaftlicher Einfluß- und Machtsphären, und alles ge-
schah mit einem Tempo ohnegleichen. Ganze Branchen, die Mineralöl-, die Büromaschinen-, 
Landmaschinen-, die Kosmetikindustrie u.a. wurden von US-Firmen beherrscht. Selbst im 
kleinen Holland gab es schon im März 1960 nicht weniger als 105 Filialen der größten ameri-
kanischen Gesellschaften. Noch in der Schweiz, deren Binnenmarkt für die US-Haie gewöhn-
lich nicht sehr attraktiv ist, existierten 1960 immerhin 320 amerikanische Firmen, 1961 etwa 
400, 1962 schon 520. 
Die US-Investitionen in Europa erreichten bereits Ende der fünfziger Jahre eine so Schwindel 
erregende Höhe, daß die Amerikaner den Plan der EWG, dies durch einen Kongreß in Baden-
Baden ans Licht zu bringen, erfolgreich in Bonn hintertrieben. Die New York Times bezifferte 
gleichwohl nach ihren mehrfach geprüften Angaben am 15. April 1963 die Gesamtanlagen der 
USA in Europa auf 44,8 Milliarden Dollar oder 179,2 Milliarden DM. Davon entfielen 64 
Millionen DM auf militärische Investitionen. 
Nicht nur die niedrigen Löhne lockten die Yankees. Auch die Regierungen hofierten die Sie-
ger. In Holland durften amerikanische Firmen Grundstücke, Gebäude und Betriebseinrichtun-
gen in den ersten zwei Jahren mit 70 % abschreiben, innerhalb von drei Jahren den Rest von 
30%. Sie konnten Grund und Boden zur Hälfte des Realwertes erwerben. Luxembourg gab 
den Grund für Betriebsbauten sogar umsonst. Nicht genug. Seine Regierung ließ Firmenge-
bäude auf eigene Kosten errichten, um sie den Amerikanern erst günstig zu vermieten, 
schließlich günstig zu überlassen. 
Ähnlich großzügig kam Italien den Siegern entgegen. Oder die deutsche Bundesrepublik, wo 
bereits 1963 nicht weniger als 700 deutsche Firmen von US-Firmen kontrolliert worden sind. 
Deutsche Neugründungen wurden mehr als riskant bis unmöglich. Im Vorstand, in der Ver-
waltung so mancher US-Tochtergesellschaft in Deutschland sprach man schon damals eng-
lisch. War Stalins Erklärung, daß zwischen Nazideutschland und den anderen kapitalistischen 
Staaten nur ein "vorübergehender politischer" Dissens bestand, so falsch? 
Die US-Anlagen in Europa, besonders im EWG-Bereich, nahmen Ende der fünfziger Jahre 
schon einen solchen Umfang an, daß die klassischen US-Investitionsländer Kanada und La-
teinamerika dagegen abfielen. Die amerikanischen Wirtschaftsführer empfanden Europa fast 
als Kolonie oder, wie einer von ihnen 1958 auf einem Kongreß in Washington sagte, als "ganz 
speziellen Schluck für unsere Kehlen" (our particular cup of tea). 
Einst war's eher umgekehrt. 
Die USA sind bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts hinein in vielen Ländern Europas 
weder sehr bekannt noch sehr angesehen gewesen. Man kannte sie kaum besser als China, 
Südafrika oder Australien. Und bis ins 20. Jahrhundert hinein dachte man über sie in Europa 
fast ausnahmslos negativ, dachte darüber wie der berühmte englische Romancier D.H. Law-
rence, der lange in New Mexico gelebt hatte: "Die Neue Welt bedeutet mir nichts". 
Es ist bezeichnend, daß es bis zum Zweiten Weltkrieg in ganz Europa nur drei Lehrstühle für 
Amerikakunde gab. Offenbar hatte man für US-Wertvorstellungen in der Alten Welt noch gar 
keinen Sinn entwickelt, kannte man die Höhe der Zivilisation in Übersee überhaupt nicht. Als 
dann aber die Massen der GIs über den großen Teich schwappten, "Camel" und "Lucky Stri-
ke" kamen, der Jazz und Rock und Pop, Giftgas und Atomsprengköpfe, kurz alles, was die 
Neue Welt der Alten an Kultur zu bieten hatte, da ließ sie sich rasch vom Sieger eines anderen 
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und natürlich besseren belehren. Da beurteilte man plötzlich die USA fast ausnahmslos posi-
tiv. Zumal in Deutschland war man servil, devot, fast wie in einem Bananenstaat. Und wie 
man eben noch Hitler in den Hintern kroch, so nun den Amis. Die Politiker voran. "Wir alle 
sind Amerikaner", rief ein sozialdemokratischer Bundeskanzler schließlich beim Empfang des 
Ehrendoktorhutes in Übersee. 
Alles nahm man nach dem Zweiten Weltkrieg hier mit ausgestreckten Händen auf, alles von 
drüben, Soldaten, Bankiers, Fabrikanten, die Anleihen, Kredite, sogar ihre mildtätigen Spen-
den. 
 
Der Marshall-Plan 
oder die Kunst, sich selbst zu beschenken 
... Marshall, bei Beginn des Zweiten Weltkriegs Generalstabschef und militärischer Berater 
Roosevelts, war beteiligt an der Zerschlagung Mittel- und Südeuropas - und nach dem Krieg 
baute er es wieder auf.  
Erst Volltreffer auf Volltreffer, dann ein Bombengeschäft; ein Bombengeschäft aber schon zur 
Zeit der Volltreffer, ja schon davor. Dafür erhielt der General 1953 den Friedensnobelpreis – 
zusammen mit Albert Schweitzer! (Der eigentliche Vater des Marshall-Planes soll freilich 
Will Clayton gewesen sein, der stellvertretende Wirtschaftsminister). 
Außenminister Marshall hatte den Plan erstmals am 5. Juni 1947 in einer Rede an der Harvard 
University vorgeschlagen, und am 3. April 1948 trat die Wirtschaftshilfe in Kraft, zunächst 
allerdings nur für die westeuropäischen Staaten. Seit 1950 wurde jedoch auch Westdeutsch-
land einbezogen. Bald nämlich wandte sich Amerikas große Liebe dem ehemaligen Erzfeind 
zu. Die Deutschen konnten, zur Verzweiflung getrieben, den Sowjets in die Arme fallen und 
dann mit ihnen gemeinsam den Westen tödlich bedrohen.  
Also päppelte man gerade die Exnazis wieder auf, überaus erfolgreich und ganz selbstlos, aus 
purem Mitleid mit dem verführten Volk, dessen böse Führer man hängte; ein paar Teufel, fast 
an zwei Händen herzuzählen, worauf die blanke Unschuld zum Vorschein kam; harmlose 
Mitläufer allenfalls, Nachläufer, die nun gleich weiterlaufen konnten, sollten, mit denen sich 
das alte Spielchen einer flotten Aufrüstung, vielleicht eines flotten Aufmarsches; Einmarsches 
gar, wiederholen ließ.  
"Nach Ostland ..." – nur diesmal eben im Dienst der guten Sache. 
Waren die Russen Feinde, mußten die Deutschen Freunde werden. Und mit den Deutschen 
brauchte man weitere europäische Länder, am besten ganz Europa. Ganz Europa eine Ab-
wehrfront, eine Aufmarschbasis. Auf jeden Fall aber ganz Europa ein Absatzmarkt für US-
Produkte, ein Absatzmarkt, größer als der eigene daheim. Über England drang man vor - das 
Trojanische Pferd der Überseeler, denen ja auch ein großer Teil des englischen Kapitals ge-
hörte. Aber das konnte und sollte überall in Europa, in Westeuropa, so werden. 
Man pumpte also zwischen 1948 und 1952 rund 13 Milliarden ins christliche Abendland: 3,1 
Milliarden für Großbritannien, 2,6 Milliarden für Frankreich, 1,4 Milliarden für Italien, 1,3 
Milliarden für Westdeutschland, 1,0 Milliarden für die Niederlande, um nur die Spitzenemp-
fänger zu nennen. Mit humanitärer Hilfe hatte das so gut wie nichts zu tun, so gut wie alles 
aber mit geschäftlichen und machtpolitischen Bedürfnissen – selbst da, wo man nicht langfri-
stige Kredite dafür nahm, sondern sogar schenkte. 
Für den US-Senator Arthur H. Vandenberg trug die Marshall-Plan-Hilfe – "durchaus der har-
ten Wahrheit Rechnung – ob wir sie mögen oder nicht -, daß die Eigeninteressen der USA, 
unsere nationale Wirtschaft und unsere nationale Sicherheit mit diesen Zielen untrennbar ver-
bunden sind".  
Man beachte die Reihenfolge: die Wirtschaft kommt zuerst (die Sicherheit dient eigentlich nur 
dem Geschäft). Auch in der Präambel des Plans stand schon, daß er "Macht und Stabilität" der 
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USA auf westdeutschem Boden sichern sollte. Für Deutschlands Spaltung, seine Wiederauf-
rüstung, für die eventuelle Reservierung als Schlachtfeld segneten die Sieger die Besiegten, 
zogen sie sich heran, was sie brauchten. Und wenn kein riesiges Schlachtfeld, so jedenfalls ein 
riesiger Marktplatz. 
"Wir brauchen große Märkte, auf denen wir verkaufen und kaufen können", bekannte der 
stellvertretende amerikanische Wirtschaftsminister Will Clayton, der auch privat als Ge-
schäftsmann dabei seine Geschäftchen machen konnte. Denn schließlich treibt ein US-
Amerikaner die Politik des Geschäftes wegen und nicht umgekehrt. Und natürlich treibt er sie 
nur für jene, die bereit sind, sich in seinem Sinn, für seine Sache, sein Geschäfte zu engagie-
ren. So sagte Dean Acheson, seit 1949, dem Rücktritt Marshalls, neuer Außenminister, über 
das Auslandshilfeprogramm seines Staates: "Menschen, die unseren Glauben teilen, wollen 
wir helfen, weiterhin so zu leben, wie sie leben wollen." 
Doch wehe, wenn sie diesen Glauben nicht teilen!" Unser" Glaube muß es schon sein. Und 
"unser" Interesse. Und "unser" Profit. 
Die deutschen Michels aber, als ausgehungertes Konsumgut, als potentielles Kanonenfutter 
eingekauft, bekamen in Erinnerung daran Jahrzehnte später noch glänzende Augen. Seinerzeit 
... schien es ihnen, als hätten sie das Heil der Welt geschaut. Und den Allerklügsten scheint es 
noch heute so. Wie sie vordem für Hitler waren, so nun für die neuen Herren. Und wie sie 
einst für jenen starben, millionenweise, so sind sie seitdem präpariert, für diese zu krepieren; 
dort für Arbeit und Brot, Blut und Boden, Kraft durch Freude, da für Kleider, Konserven, 
Mais und Trockenmilch - von der doch selbst ihre jetzige Nummer eins (viele meinen, gar 
noch eine Nummer davor) gezehrt. Und ist es nicht gut angeschlagen? 
Ja: "... was unsere amerikanischen Freunde in der Stunde der Not für uns taten" – das taten sie 
für sich, Mr. Kohl.  
Der italienische Sozialist Pietro Nenni nannte den Marshall-Plan "ein ökonomisches Instru-
ment der Truman-Doktrin und der Wallstreet-Politik". Der russische Außenminister Molotow 
geißelte ihn als imperialistische Verschwörung zur Versklavung Europas, was etwa auf das-
selbe hinauslief. Jedenfalls sollte er alle europäischen Staaten umfassen, hätten die USA ihre 
Hilfe doch am liebsten auf ganz Europa ausgedehnt, vorerst. Aber nur 16 Staaten konnten 
zugreifen und wurden eher mehr als minder amerikanisiert. 
Am 20. Januar 1949 erweiterte dann Truman im vierten Teil seiner Antrittsrede die in Europa 
bereits so bewährte technische und finanzielle Hilfe auch auf die "unterentwickelten" Gebiete 
der Welt (dann feiner "Entwicklungsländer" genannt: erst hatte man sie - meist "Kolonien" - 
aufs Äußerste geschröpft; darauf, fortschrittlicher, das große Schröpfen zeitgemäß entwickelt). 
Natürlich sollte die Hilfe, die Entwicklung, auch dem Entwickelnden selbst etwas zugute 
kommen, ihm sogar, offen gesagt, zuerst und am meisten, denn sonst könnte er sich ja gar 
nicht, noch dazu so groß, entwickeln.  
Und flössen dabei auch Millionen um Millionen Dollar vor allem in die Taschen der Herr-
schenden vieler Entwicklungsländer, so war dies gewiß mit einkalkuliert. (Man braucht Ver-
bündete - und wer herrscht viel Geld, um vor Bestechungen sicher zu sein.) Hauptsache die 
Rechnung im Ganzen ging auf. Ende 1959 hatten die diesbezüglichen Gesamtausgaben bereits 
eine Höhe von 72,5 Milliarden erklommen. 
Leider konnte man nur einen Teil Deutschlands befreien. Zwar war dieser Teil zunächst grö-
ßer, doch trat man dann Teile des Teils, die man schon in Händen hatte, rücksichtsvollerweise 
den Russen ab. So konnten sich da und im übrigen Mitteldeutschland seit dem 22. April 1946 
die echten Sozialisten (SED) entfalten, darauf auch allerlei Enteignungsmaßnahmen, Bodenre-
formen etc. Schließlich gab es Währungsreformen hier und dort, und endlich war die Spaltung 
perfekt. Jede Seite hatte einen Brocken, und die Welt war sicherer. Sogar Deutschland war 
sicherer vor sich selbst - jedenfalls so lange, bis es sich wieder vereinigte. 
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Wünsche der Manufacturers und Truman-Doktrin  
Hinsichtlich der Deutschland-Politik nach dem Zweiten Weltkrieg zeigten sich die Alliierten 
zunächst gespalten. Die einen waren gegen, die anderen für den Wiederaufbau des Landes. 
Jahrelang herrschte ein übles Durcheinander. 
Ursprünglich wollte man Deutschland nach dem Krieg vollständig entmilitarisieren. Man 
wollte es zerstückeln und ganz klein machen, schon um selber, ungestört, ganz groß, noch 
größer werden zu können. Finanzminister Henry Morgenthau und sein Unterstaatssekretär 
Harry Dexter White hatten deshalb einen vorzüglichen Plan ausgearbeitet, der nicht von ih-
nen, sondern von zwei rassereinen Deutschen stammte, aber dann der "Morgenthau-Plan" 
hieß. Danach sollte Deutschland ein Bauernstaat werden - die Russen gaben wenigstens einen 
Arbeiter- und Bauernstaat vor -, und die Deutschen sollten, so Präsident Roosevelt, immerhin 
aus "Suppenküchen" ernährt werden. Menschenfreundlicher ging's kaum noch.  
Dann aber war den Amis ein solch großer Kartoffelacker an der Grenze zum Osten zu riskant. 
Die Revitalisierung des Ruhrgebiets und das Mitmischen dabei schienen Erfolg versprechen-
der. So milderte man, stets zum eigenen Vorteil, versteht sich, den Morgenthau-Plan so lange, 
bis von allerlei Plänen, einer Art "Roosevelt-Plan", einem "Churchill-Plan" und anderen Ein-
griffen schließlich die Direktive JCS 1067 übrig blieb, die Richtlinie für Eisenhowers Besat-
zungspolitik: Entmilitarisierung, Entnazifizierung und Aufteilung in vier Zonen. 
Zuletzt wollte Eisenhower "starke Alliierte". Man erkannte die Nützlichkeit der Besiegten, 
konnte sie zum Puffer gegen die roten Teufel machen, zum "Bollwerk", so McCloy, "gegen 
die Sowjetunion": auch, wenn es denn sein mußte, zum Schlachtfeld. Die Deutschen hatten 
Erfahrung in derlei, und diese Erfahrung ließ sich nutzen. 
Ergo entstanden sowohl der "Eiserne Vorhang" wie die "Bundesrepublik Deutschland" zuerst 
in amerikanischen Köpfen. Das eine wie das andere ist ihr Erzeugnis. Die Amerikaner befah-
len, die Deutschen führten aus: die "Währungsreform" im Sommer 1948, die Konstituierung 
des "Parlamentarischen Rates" im Herbst desselben Jahres, das "Grundgesetz" am 23. Mai 
1949. Nichts geschah ohne Billigung der Sieger. Und Kurt Schumacher sagte selbstverständ-
lich die Wahrheit, als er Adenauer den "Kanzler der Alliierten" nannte, worauf sich ein Sturm 
der Entrüstung erhob, wie immer nach dem Aussprechen einer unangenehmen Tatsache. 
Ein Befürworter der Demontage Deutschlands war zunächst der erste Militärgouverneur und 
frühere Stellvertreter General Eisenhowers, General Lucius D. Clay. Aber die amerikanische 
Geschäftswelt war anderer Auffassung und hatte ihre Leute natürlich auch in der Militärver-
waltung. Ihre Wirtschaftsabteilung leitete damals General William H. Draper, vordem Unter-
staatssekretär im US-Kriegsministerium. Der General, jetzt eine Art Wirtschaftsminister für 
Deutschland, vertrat die Interessen der Bank Dillon, Read & Comp., deren Vizepräsident er 
einst gewesen, wobei er 1944 sogar in eine Anklage des Generalstaatsanwalts verstrickt war, 
die man jedoch für alle Zeiten niederschlug. Anders als Clay wünschte er selbstverständlich, 
wie die amerikanische Industrie überhaupt, die Aufrüstung Deutschlands. Clay aber wollte 
eher seinen Abschied nehmen, "als dem Ansinnen der Manufacturers zu entsprechen". 
Doch als sich Amerika fürs Aufrüsten entschied, nahm Clay seinen Abschied nicht, sondern 
beugte sich dem Mammon und vollzog die Wünsche der Manufacturers. Clay war dem Druck 
mancher Seite ausgesetzt, auch dem eines guten Bekannten General Drapers, dem von Mc-
Cloy, Unterstaatssekretär im Kriegsministerium, Berater mehrerer Präsidenten, schließlich 
selber Hochkommissar in Deutschland und ohne Zweifel der kompetente Mann, der besonders 
die Interessen Rockefellers wahrnahm, darüber hinaus aber enge Kontakte zu fast allen großen 
US-Banken hatte, wie er denn selbst, ehe er Hochkommissar wurde, Präsident der Weltbank 
gewesen ist. 
Noch bevor Marshall seine Hilfe gestartet, waren schon die Türkei und Griechenland in einen 
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gewissen Dollargenuß gekommen: die Türkei zu 150 Millionen, Griechenland zu 250 Millio-
nen Dollar - und beide Staaten banden schließlich als Stützpfeiler der NATO, 26 Divisionen 
des Warschauer Pakts. 
Auf der Türkei ruhte Stalins Auge wegen der großen strategischen Bedeutung der Dardanellen 
für Rußland. Und in Griechenland, wo Churchill in einer dreißigtägigen Straßenschlacht in der 
Athener Innenstadt alle antimonarchisch eingestellten Gegner hatte niedermetzeln lassen, tob-
te seit 1944 der offene Bürgerkrieg, bekämpften sich rechte und linke Gruppen. Da England 
offensichtlich überfordert war, griff Harry Truman ein.  
Am 12. März 1947 erschien er, im blauen Zweireiher, vor dem Kongreß, dessen Sitzung, wie 
üblich, mit Gottes Beistand begann: 
"Mit Deinem Segen, Herr, brauchen wir weder Entscheidungen zu fürchten noch vor Taten 
zurückzuschrecken".  
Darauf verkündete der Präsident in die gespannte Ruhe sein nachmals "Truman-Doktrin" ge-
nanntes Glaubensbekenntnis. "Ich glaube, daß es die Politik der Vereinigten Staaten sein muß, 
jedes freie Volk, das sich der Unterjochung durch bewaffnete Minoritäten oder äußerem 
Druck widersetzt, zu unterstützen ...  
Ich glaube, daß unsere Hilfe in erster Linie in einer wirtschaftlichen und finanziellen Unter-
stützung bestehen sollte, die für die Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen Stabilität und der 
politischen Ordnung entscheidend ist ... Die Saat des Totalitarismus wird durch Elend und Not 
genährt. Sie gedeiht und wächst in dem schlechten Boden der Armut und der Konflikte. Und 
sie geht auf, wenn die Hoffnung des Volkes auf ein besseres Leben gestorben ist. Wir müssen 
diese Hoffnung am Leben erhalten." 
Daß er selbst die Saat totaler Menschenverachtung durch zwei Atombombenabwürfe ein-
drucksvoller als jeder vor ihm ausgestreut, hätte er kaum geglaubt.  
Wallstreet-Bankier Bernard Baruch aber sagte: "Täuschen wir uns nicht, wir sind heute mitten 
in einem Kalten Krieg". Das Wort, das schon aus dem Beginn des Zweiten Weltkriegs stamm-
te, als sich Deutsche und Franzosen noch abwartend gegenüberlagen und die Franzosen von 
einer "drole de guerre" oder "guerre froide" sprachen, das Wort setzte sich jetzt ebenso fest, 
wie die Sache sich schon festgesetzt hatte. Mit Recht sah Baruch die Welt bereits "mitten" in 
diesem Krieg. ... 
 
Doch die Russen mußten stets die Bösen sein 
... "Im Herzen Europas", jammerte Churchill. Aber schließlich hatten die Amerikaner den So-
wjets 1945 noch Gebiete überlassen, die sie selber schon besaßen, große Gebiete und ganz 
kleine Plätze, wie im Harz, als sie allzu generös die Voraussetzungen dafür schufen, daß die 
Russen mit dem Sputnikstart die technische Führung der USA in Frage stellten, überrundeten. 
Damals hatten Teile der 3. US-Panzerdivision am 11. April 1945 bei Nordhausen die "Mittel-
werke" erreicht, das Herz der deutschen V2-Fabrikation. Sie fanden nicht nur riesige Raketen, 
die deutsche "Wunderwaffe", abschußbereit vor, sondern auch sonst alles unversehrt in gigan-
tischen, peinlich sauberen Anlagen der größten unterirdischen deutschen Waffenfabrik.  
In einem ersten Sonderbefehl zwar sollte dies offenbar viele Milliarden Dollar schwere Beu-
tegut natürlich sichergestellt werden. Doch ein zweiter, von einer "sehr hohen Dienststelle" 
ausgehender Befehl instruierte den technischen Experten Major Hamille, "daß Nordhausen zur 
russischen Zone gehören würde und daß alle Dokumente und Gegenstände für die Sowjets an 
Ort und Stelle gelassen werden sollten".  
In einem weiteren Befehl verfügte der Oberkommandierende Eisenhower: "Alle Fabriken, 
Anlagen, Werkhallen, Forschungsinstitute, Laboratorien, Versuchsanstalten, Patente, Pläne, 
Zeichnungen und Erfindungen müssen intakt und in gutem Zustand für die alliierten Vertreter 
zur Verfügung gehalten werden". 
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Einiges requirierte Major Hamille nun zwar auf eigene Faust. Doch staunten die Russen Stein 
und Bein über die Großzügigkeit ihrer Verbündeten, als sie das Erbe von Nordhausen unver-
sehrt antraten. Ein Sowjetoberst lachte schließlich laut und meinte: "Das alles haben uns die 
Amerikanski geschenkt! Aber in zehn Jahren werden sie weinen!" Und der Oberstleutnant 
Taranakov rief: "Was für Idioten diese Amerikaner sind!" 
Die Amerikaner hielten damals ihre Heere von Berlin ab, von Prag, von Wien, um den Russen 
den Vortritt zulassen. Sie wichen 250 Kilometer auf einer Breite von 650 Kilometern zurück. 
Und so saßen die Sowjets zuletzt von Bulgarien und Rumänien über Ungarn, die Tschecho-
slowakei, Polen bis hinauf ins Baltikum. Natürlich hatte Stalin dort überall Regierungen nach 
seinem Gutdünken eingesetzt und ohne Amerika zu fragen - das sich im Übrigen im Westen 
nicht anders verhielt und, wo immer es Macht hatte, nur Regierungen seines Vertrauens zu-
ließ. Doch waren all die von den Russen kontrollierten Länder nicht vielmehr Schutzwall für 
sie als Aufmarschbasis? 
Die Russen haben nie einen Ausfall gemacht. Und ein russisches Geheimdokument, das dem 
englischen Intelligence Service im Herbst 1947, ein halbes Jahr also etwa nach der Truman-
Rede vom 6. März in Texas, in die Hände fiel, nannte als das "wichtigste Aktionsfeld der rus-
sischen Politik" den Vorderen Orient. Man erkannte die Ölfelder in Persien, Arabien, im Irak 
als Schwachstelle der USA und wollte hier den Kalten Krieg aufnehmen. 
Gewiß verweigerten die USA nun schon eine von den Sowjets angestrebte Anleihe von min-
destens 10 Milliarden Dollar, hatten zunächst aber weder etwas gegen die Demontage deut-
scher Industrieanlagen noch gegen den völkerrechtswidrigen Einsatz deutscher Kriegsgefan-
gener in der UdSSR, noch gegen eine Entschädigung Polens für die Abtretung Ostpolens an 
die Sowjetunion, noch gegen die Austreibung von immerhin 6,5 Millionen Deutschen aus 
Osteuropa, erfolge sie nur "in ordnungsgemäßer und humaner Weise". 
In Kürze freilich waren nicht mehr die Braunen die Bösen, sondern die Roten. Dabei wußte 
die amerikanische Führung aber immer, daß die Sowjetrussen keinen Krieg mit ihr wollten. 
Nie sah sie sich in all diesen Jahren auch nur irgendwie ernsthaft bedroht. Nicht als ihr Gene-
ralstab, bereits im Frühjahr 1944, den Dritten Weltkrieg erwog, einen Kampf auf Leben und 
Tod "zwischen Gut und Böse". Nicht 1945, als sie, im Alleinbesitz der Atombombe, diesen 
weiteren Weltkrieg schon vorbereitet hat. Nicht in den folgenden Jahren. Im Gegenteil. Man 
gab durchaus zu, daß die UdSSR "keine unmittelbare Gefahr" bedeute, daß ihre Wirtschaft, 
ihr Arbeitskräftepotential, "vom Krieg ausgelaugt" sei, weshalb sie sich "in den nächsten Jah-
ren auf den inneren Wiederaufbau und begrenzte diplomatische Zielsetzungen konzentrieren" 
werde. 
Amerikanische Regierungsdokumente bekunden solche Überzeugungen und die Memoiren 
bekannter Politiker. Wie Churchill 1946 sagte: "Ich glaube nicht, daß Sowjetrußland den 
Krieg wünscht", so telegraphierte im selben Jahr einer der besten amerikanischen Diplomaten, 
der Historiker George F. Kennan, aus Moskau (wo er ab 1952 Botschafter war), die Sowjet-
macht gehe, im Gegensatz zu Hitlerdeutschland, "keine unnötigen Risiken" ein; sie sei nicht 
"auf Abenteuer" aus und "gemessen an der westlichen Welt insgesamt ... bei weitem schwä-
cher". 
Noch 1949, als die Amerikaner bereits 400 Flotten- und Luftstützpunkte in aller Welt errichtet 
hatten und die Vereinigten Stabschefs in ihrem Kriegsplan "Dropshot" vom 19. Dezember 
schon damit rechneten oder wenigstens vorgaben, damit zu rechnen, daß im "Laufe der Zeit" 
das steigende Militärpotential der Sowjets "den Krieg von ihrem Standpunkt aus als weniger 
gewagt erscheinen lasse", meinten sie: "Ein dritter Weltkrieg wird vom Kreml wahrscheinlich 
als die aufwendigste und am wenigsten wünschbare Methode zur Erreichung des grundlegen-
den Ziels angesehen". 
Viele erkannten dies, aber wollten oder konnten, durften es nicht sagen, je höher sie standen, 
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desto weniger. Und doch hatte 1947 Handelsminister Henry A. Wallace, von 1941 bis 1945 
Vizepräsident der Vereinigten Staaten, den Mut, den antisowjetischen Kurs zu kritisieren, hat-
te er die Redlichkeit zu bekennen: "Für mich liegt die Kriegsgefahr viel weniger im Kommu-
nismus als im Imperialismus". Ein einziger Entrüstungssturm fegte ihn beiseite. (Ehrlichkeit 
zahlt sich in der Politik nur in jenen seltenen Fällen aus, wo sich Unehrlichkeit nicht auszah-
len würde.) 
Die Zeitschrift Newsweek schrieb 1948, es sei das Ziel der amerikanischen Strategen, "den 
Ring der Luftstützpunkte um Rußland zu schließen und ihn dabei so lange immer kleiner und 
enger zu machen, bis die Russen ersticken". Doch die US-Nachkriegspolitik hat immer und 
unentwegt die Russen der Aggressivität beschuldigt und sich als "defensiv" bezeichnet. In 
Wirklichkeit war es (aus vielen Gründen) eher umgekehrt. 
Ein erst Jahre später, 1964, bekannt gewordenes Dokument ist hier erhellend. Im Januar 1950 
nämlich beauftragte Präsident Truman den Außen- und Verteidigungsminister, "eine erneute 
Überprüfung unserer Ziele in Frieden und Krieg und der Auswirkung dieser Ziele auf unsere 
strategischen Pläne vorzunehmen ..." Das Ergebnis dieser Zwischenbilanz verschiedener Stel-
lungnahmen, enthalten in der Dokumentenreihe Nr. 68 des Nationalen Sicherheitsrates (Na-
tional Security Council 68 Series: NSC-68) - nach Außenminister Dean Acheson "eines der 
großen Dokumente in unserer Geschichte" -, prägte maßgeblich den Kalten Krieg.  
Es weist einmal mehr die USA als seine Initiatoren aus und macht sie verantwortlich für die 
Geschichte der fünfziger Jahre. Fordert es doch gegenüber der Sowjetunion weiterhin "kühne 
Angriffsfreudigkeit" (hold aggressiveness) - übrigens zwei Monate vor Beginn des Korea-
Kriegs. Ja, das NSC 68 fordert nicht nur "kühne Angriffsfreudigkeit", sondern erkennt auch 
die militärische Überlegenheit der Russen in sämtlichen Waffen, außer Atomwaffen, an.  
Warum aber, wenn sie aggressiv waren, nützten das die Russen nicht aus? Wegen der atoma-
ren Überlegenheit der Amerikaner? Doch die Amerikaner besaßen nach dem Krieg gar keine 
Atombomben mehr, wenn auch offizielle Persönlichkeiten mit "Dutzenden und Dutzenden" 
von solchen Bomben Rußland und die Welt blufften, so daß nicht wenige Nationen angesichts 
dieser Macht und der Legende von der "russischen Gefahr" das atlantische Bündnis mit den 
USA eingingen. Dabei pfiffen es dort bald die Spatzen von den Dächern, und natürlich wuß-
ten dies auch die Russen:  
Amerika hatte nur drei Atombomben besessen, zwei wurden über Japan abgeworfen, das 
größte Kriegsverbrechen der bisherigen Geschichte, die dritte verschwand spurlos mit einem 
Kriegsschiff auf der Fahrt nach der Insel Tinian (an Westrand des Marianengrabens) im Pazi-
fik. Erst im Lauf des Jahres 1948 kamen die Amerikaner in den Besitz weiterer Nuklearwaf-
fen. 
Doch zu ihrer Bestürzung zündeten die Russen 1949, fünf Monate nach Gründung der NATO, 
ebenfalls eine (selbst von US- Experten noch nicht erwartete) Atombombe, worauf ein gestei-
gertes Wettrüsten begann, das der Korea-Krieg noch angefacht hat. 
 
Von Korea nach Vietnam 
… Mit John Foster Dulles am Rand des Krieges 
John Foster Dulles war zunächst Anwalt einflußreicher Banken, großer Aktiengesellschaften 
sowie mehrerer europäischer und amerikanischer Regierungen. Er leitete die International 
Nickel Company, eine New Yorker Bank und, in den zwanziger Jahren, die North American 
Holding Company, die seinerzeit größte amerikanische Holding-Gesellschaft - nicht als Ein-
zige der von Dulles betreuten Firmen gerichtlich belangt, wobei er im letzten Moment ab-
springen konnte. 
Dulles gehörte auch zu den Anwälten der Bank Dillon, Read & Co., die faschistische Kom-
munen Italiens finanziert und den Vereinigten Stahlwerken in Deutschland anfangs der zwan-
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ziger Jahre 125 Millionen Dollar kreditiert hatte. Dulles wurde darauf Generalanwalt der IG-
Farben AG, des größten deutschen Konzerns. Auch vertrat er die Interessen des deutschen 
Bankhauses von Schroeder in den USA, einer Bank, die durch Hitlers Beziehungen zu Thys-
sen öffentlich bekannt geworden ist. Und Dulles nahm auch die Interessen des faschistischen 
Diktators Franco wahr, als dieser von den USA die Freigabe einer beschlagnahmten Summe 
von zehn Millionen Dollar verlangte. 
John Foster Dulles, der mit faschistischen Ideen sympathisierte, war nicht nur der Sohn eines 
Geistlichen (wie schon sein Vorgänger, Bischofssohn Dean Acheson, den er seit 1951 offiziell 
beriet), er war auch Mitglied des Vorstands einer religiösen Vereinigung, aus der die Union 
aller protestantischen US-Kirchen hervorging. Er begünstigte Hitler und hätte viel lieber des-
sen Sieg über die Russen gesehen als den ihren über ihn. Und er wünschte die Neutralität der 
Vereinigten Staaten im Zweiten Weltkrieg. 
Als Dulles Außenminister wurde, starb Stalin. Ein Schlaganfall am 1. März führte am 5. März 
zum Tod. Zu seinem Nachfolger hatte er Malenkow nominiert. Im gleichen Jahr wird Innen-
minister Berija amtsenthoben, wegen Hochverrat verurteilt und hingerichtet. 1955 zwingen 
Malenkow politische und wirtschaftliche Fehlschläge zum Rücktritt. Jetzt übernimmt das Ge-
spann Chruschtschow/Bulganin die Führung, das die Politik der friedlichen Koexistenz pro-
klamiert. Entstalinisierung, eine gewisse Entspannung deutet sich an. Die Sowjets stimmen 
auch der Unterzeichnung eines Friedensvertrages mit Österreich zu. 
Doch während Chruschtschow aus der Sackgasse starrer stalinistischer Machtpolitik heraus - 
und eine Koexistenzpolitik anstrebt, sieht Dulles darin nur ein Schwächemanöver und dirigiert 
die westliche Welt in eine neue Sackgasse starrer Machtpolitik hinein.  
Dulles war verbohrt und fleißig; eigentlich eine ganz deutsche, eine sehr schlechte Mischung. 
Als warmer Befürworter der nuklearen "Abschreckung" setzte er anstelle von Trumans Ein-
dämmung sowjetischer Macht das Konzept des atomaren Vernichtungsschlages (massive Re-
taliation bzw. Vergeltung), wofür es verschiedene Gründe gab, waffen- und truppentechni-
sche, finanzielle, nicht zuletzt aber den schon fast pathologischen Antikommunismus, dem 
Dulles mit wahrhaft sektiererischem Starrsinn frönte - wie sein Freund Adenauer, der ja 
gleichfalls geistlichen Kreisen nahe stand, ihnen seinen Stuhl sogar verdankte.  
Für die im April 1955 in Bandung tagende Konferenz der 29 neutralen Völker hatte Dulles so 
wenig übrig wie für die ganze unter der Führung von Nehru, Tito, Nasser stehende Bewegung 
des "Neutralismus" überhaupt. 
"Entwicklungshilfe" wollte er nur jenen Staaten geben, die sich auch klar zur "freien Welt" 
bekannten. 
Am eklatantesten scheiterte er damit in Ägypten bei Nasser, der zunächst Washingtons 
Wohlwollen genoß, dann aber durch seine Ostkontakte sich mißliebig machte, worauf die CIA 
an seinem Sturz zu arbeiten begann. Die Verschwörung mißlang, doch zog Dulles am 19. Juli 
1956 die amerikanische Assuan-Anleihe an Ägypten zurück, die USA unterbrachen auch ihre 
langjährigen Getreidelieferungen, führten sie dann zwar zu ungünstigeren Bedingungen fort, 
setzten Nasser indes unter Druck, stellten politische Bedingungen und drohten ihm schließlich 
vor Ausbruch des israelisch-arabischen Konflikts mit der Intervention der VI. Flotte, sollte er 
die Feindseligkeiten eröffnen. 
Dulles verkannte die Situation völlig, hielt Nassers Politik für bloßen Bluff und die Sowjet-
union zur Gewährung einer großen Wirtschaftshilfe gar nicht imstande. Nasser verstaatlichte 
darauf am 16. Juli den Suezkanal, um mit den Kanalgebühren selber seinen Staudamm zu fi-
nanzieren. Und Dulles entglitt die Führung des Westens, zumal in den Staaten wieder einmal 
Wahlkampf war. Briten und Franzosen gingen, im Bund mit Israel, militärisch gegen Nasser 
vor. Und die Russen nutzten das Durcheinander, um brutal den ungarischen Aufstand nieder-
zuwerfen. Gewalt hier wie dort. Die Geschlossenheit des Westens war angeschlagen, ebenso 
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seine Glaubwürdigkeit, sein Ansehen. Dulles aber stand als Außenpolitiker Ende 1956 "vor 
einem Scherbenhaufen" (Angermann). 
Instruktiv sind auch die US-Dollarhilfen für den Iran, dessen Erdölvorkommen immerhin (et-
wa) 13 % der Weltvorkommen ausmachen. Anfang der fünfziger Jahre hatte der Großgrund-
besitzer und Führer der "Nationalen Front", Ministerpräsident Mohammed Mossadegh (1951-
1953), die Anglo-Iranian Oil Co. verstaatlicht, und am 2. August 1953 erhält er bei einem 
Volksentscheid nicht weniger als 99,4 % der abgegebenen Stimmen. Da freilich war ein 
Staatsstreich fällig. Die USA, stark am Öl des Landes interessiert, schürten die Gegenrevolu-
tion, so daß der Schah von Persien, Reza Pahlewi, wieder an die Macht gelangte, gestützt 
durch die Vereinigten Staaten und geschützt von "Savak", dem damals vielleicht grausamsten 
Staatssicherheitsdienst der Welt. 
Die Schah-Polizei hatte in den vierziger Jahren US-General Schwartzkopf, einer der Haupt-
agenten der CIA, neu organisiert. Er begünstigte jetzt auch den iranischen Polizeigeneral Za-
hedi. Und er schürte und führte den Umsturz an, gedeckt durch den Leiter des CIA, Allen W. 
Dulles, Chef des amerikanischen Nachrichtendienstes in Europa (Bern) während des Zweiten 
Weltkriegs und besagter Bruder des Außenministers. 
Der erste Chef der 1947 gegründeten CIA, Admiral Hillenkoetter, erwies sich als unfähig. Er 
versagte bei so bedeutsamen Ereignissen wie der Explosion der russischen Atombombe oder 
dem Ausbruch des Korea-Krieges und trat zurück. Auch sein Nachfolger General Bedell 
Smith, ein ehrlicher Draufgänger, war dem neuen Geschäft nicht gewachsen. Die Amerikaner 
erwarten, klagte er, unsereiner müsse Gottes und Stalins Gedanken lesen können. "Sie glau-
ben, man sei imstande zu prophezeien: Nächsten Dienstag um 17 Uhr 32 bricht der Krieg 
aus." 
1953 löste ihn Allen Dulles ab, der jahrzehntelange Erfahrungen im Geheimdienst hatte. Er 
verstärkte den politischen Einfluß der CIA. Er legte dem Präsidenten Tag für Tag einen streng 
geheimen Bericht mit den wichtigsten Informationen vor und konnte auch, wann und wo im-
mer es ihm nötig erschien, den Präsidenten durch Privattelefon oder persönlich erreichen. Ei-
senhower schreibt selbst: "Jeden Tag beratschlagte ich mit den Vertretern des State Depart-
ments, des Verteidigungsministeriums und der CIA und las die Berichte unserer Vertreter an 
Ort und Stelle, die mit den Anhängern des Schahs aktiv zusammenarbeiteten." 
Dies aber war vor allem die CIA unter General Schwartzkopf, der den "spontanen Aufstand" 
organisiert und finanziert und dabei Bestechungsgelder von über zehn Millionen Dollar ver-
teilt hatte, besonders an die Armee. Derart stürzten dann die "Iraner" Mossadegh am 19. Au-
gust, dem sie doch noch am 2. August mit 99,4 % der Stimmen ihr Vertrauen bescheinigt hat-
ten.  
"Während der ganzen Krise", schreibt Eisenhower wieder selbst, "hatte die amerikanische Re-
gierung alles Menschenmögliche zur Unterstützung des Schahs getan." Und während sie dem 
nun jahrelang eingesperrten Mossadegh vorher jedes Geld verweigerte, gab sie jetzt dem Iran 
unter General Zahedi - dem eine fingierte Wahl, eine grauenhafte Farce, auch noch den An-
schein demokratischer Legalität verlieh - allein im Jahr des Umsturzes annähernd 85 Millio-
nen Dollar, schickte aber in den folgenden Jahren, bis 1961, fast eine Milliarde Dollar. Und 
schon 1957 berichtete das Repräsentantenhaus in einer Beschwerde von Hunderten von Mil-
lionen Dollar, von denen man "unmöglich" genau sagen könne, "wohin diese Gelder geflossen 
seien".  
Einiges ließ sich doch eruieren. So waren für den Bau eines Staudamms mehrere Millionen 
Dollar vorgesehen. Alles aber, was dafür geschah, war, daß man "auf dem Papier den Verlauf 
einer Straße in der Nähe des vorgesehenen Ortes nachzeichnete" - was schon drei Millionen 
Dollar kostete. 
Im Iran saß nun vorläufig General Zahedi im Sattel, seit je ein übler Spekulant, eine "entsetz-
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liche Kanaille", so der britische Konsul John Gault, hatte Zahedi doch im Zweiten Weltkrieg 
insgeheim mit Hitlerdeutschland kollaboriert. Nun schreibt Eisenhower: "Telegraphisch sende 
ich General Zahedi meine Glückwünsche" und notiert am 8. Oktober seinen Vorsatz, General 
Zahedi "zugleich finanziell und mit klugen Ratschlägen" beizustehen. Alles angeblich zur Be-
kämpfung des Kommunismus, tatsächlich alles wegen des Öls. Der ad hoc getätigte Zusam-
menschluß der US-Erdöl-Gesellschaften verstieß zwar gegen die Anti-Trust-Gesetze. Doch 
ein Sondererlaß des Justizministeriums, gestützt "auf die Bedürfnisse der Vereinigten Staaten 
hinsichtlich ihrer nationalen Sicherheit", schützte die Erdölgesellschaften vor gerichtlicher 
Verfolgung. 
Die USA selbst aber schützte John Foster Dulles. In Abkehr von Trumans Containment-
Politik, die er als eine rein negative und daher zum Fiasko verdammte Politik ansah, propa-
gierte er seine Strategie des "Roll-back". Die sowjetischen Untermenschen sollten überall, wo 
es angängig war, zurückgedrängt, die Sowjetunion selbst durch einen ganzen Gürtel von Mili-
tärbasen bedroht werden, um sie notfalls atomar zur Strecke bringen und alle Unterdrückten 
befreien zu können, soweit dann noch vorhanden.  
Für diese Politik der Stärke, dies flotte Taumeln "am Rand des Krieges" (on the brink of war) 
hatte Dulles in einem schöpferischen Anfall die Bezeichnung "Brinkmanship" geprägt. Natür-
lich wollte Dulles nicht unbedingt Krieg. Im Gegenteil. Wie sein Chef wünschte er herzlich, 
jedem ein guter Nachbar zu sein jedem, der auch selbst ein guter Nachbar war. Doch die Welt 
war böse, böse war sie, und das war das Problem. 
John Foster Dulles blieb zeitlebens, tief durchdrungen von seiner Mission, um nicht zu sagen 
seinem Evangelium. Doch obwohl er unerschütterlich und fromm, in bester Absicht ringsum 
hetzte (auch in des Wortes wörtlicher Bedeutung, denn er besuchte 47 Länder, eine runde hal-
be Million Meilen dabei im Flugzeug rasend), blieb es bei dem ihm so verhaßten Status quo. 
Alles aber, was antikommunistisch war und sich einspannen ließ, wurde vor Dulles' Wagen 
gespannt, wobei man jetzt den Verbündeten statt durch "Wirtschaftshilfe" mehr und mehr 
durch Militärhilfe beizustehen suchte, damit sie sich, Sinn solcher Hilfe, selber beistehen 
konnten und nicht alle, eigensüchtig, aus nacktem Egoismus, Hilfe von den selbstlosen USA 
erwarteten.  
Noch ein so korruptes und unfähiges Regime wie das von Tschiang Kai-shek hat Dulles fort-
während aufgewertet, was natürlich den Ausgleich mit Rotchina blockierte. Vor allem aber 
wurden die einstigen Hauptfeinde, Japan und Deutschland, remilitarisiert. 
 
Opportunist Adenauer nutzt eine US-Werbeagentur 
... Verhandlungen über die Wiederaufrüstung der Bundesrepublik begannen, bereits zwei Jah-
re vor deren Gründung, in Washington, im Winter 1948/49 mit deutschen Generälen. Glaubte 
das Pentagon doch, daß in Westeuropa allein Deutschland eine wirklich schlagkräftige Land-
armee aufzustellen vermöge. ...  
Die deutschen Generäle stimmten im Winter 1948/49 in Washington den dortigen Wiederauf-
rüstungswünschen zu. Und von nun an kommandierten die Amerikaner die Militarisierung 
und setzten die Deutschen nachweislich unter Druck. Beispielsweise drohte man bei Nichter-
füllung mit Einstellung der Marshallplan-Hilfe. Doch verkettete man überall finanzielle Hilfe-
leistungen mit militärischen Forderungen. Es war Prinzip, vor allem ein Prinzip der Dulles-
Politik.  
"Kein Land der Welt erhielt auch nur eine halbe Million Dollar", betont L. L. Matthias, "wenn 
es sich nicht verpflichtete, dafür gewisse militärische Zugeständnisse zu machen, sei es durch 
Waffenkäufe in den Vereinigten Staaten, durch pachtweise Überlassung eines Flugzeugstütz-
punktes, durch Abtretung eines Geländes für Abschußrampen atomarer Geschosse oder für die 
Stationierung amerikanischer Truppen. Amerikanische Kredite oder Anleihen mußten bezahlt 
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werden. Man begnügte sich nicht, wie in vergangenen Zeiten, mit Garantien und Zinsen. Man 
ließ sich die finanzielle Hilfe doppelt und dreifach bezahlen". 
Mit offenen Armen nahmen die Yankees Generäle auf, die noch wenige Jahre zuvor Hundert-
tausende deutscher Soldaten Hitler ans Messer geliefert und sie selbst blutig bekämpft hatten. 
Andererseits lieferten auch die deutschen Offiziere ihre "Osterfahrungen" gern dem US-
Generalstab aus, der einfach alles brauchen konnte: von Reinhard Gehlen, Chef der Abteilung 
"Fremde Heere Ost", der nun (Jahre bevor er Präsident des Bundesnachrichtendienstes wurde) 
mit seiner ganzen Einheit zum bisherigen Feind übertrat und mit dessen Spionagedienst ein 
Abkommen schloß (worin es wörtlich heißt, daß man "nach Osten aufklärt bzw. die alte Ar-
beit im gleichen Sinne fortsetzt"), bis zur Gestapo-Hyäne von Lyon, Klaus Barbie, der jetzt so 
"vorzüglich" für die USA gearbeitet hat, daß sie den vielbewährten Kriegsverbrecher im März 
1951 über Genua nach Bolivien in Sicherheit brachten. (Noch ungezählten anderen, selbstver-
ständlich, wurde derart zur Flucht verholfen, auch durch weitere Menschenfreunde, vor allem 
durch den Vatikan.) 
Geradezu gierig stellten die Staaten Hitlers Mörder in ihren Dienst, und das "verfügbare Men-
schenmaterial ... Deutschlands", das sie benötigten, lieferte ihnen mit schöner Beflissenheit 
der "Kanzler der Alliierten". Denn wie das ostdeutsche Marionettenensemble in Pankow 
Moskaus Direktiven erfüllte, so (erfüllte) im Westen, in Bonn, der katholische Kanzler (Ade-
nauer) die Wünsche Washingtons, der USA, wo er übrigens, vielleicht als erster ausländischer 
Staatsmann, für sich eine Werbeagentur nutzte. 
Schließlich konnte der Mann der ahnungslosen Nation jenseits des großen Wassers allerlei 
altes Neues über sich melden. Zum Beispiel: 
Ich habe als Oberbürgermeister Kölns 1917 versichert, die Stadt werde "untrennbar mit dem 
Deutschen Reich vereinigt" sein "und sich stets als Glied des deutschen Vaterlandes fühlen". 
Ich habe 1919 proklamiert: "Entweder wir kommen direkt oder als Pufferstaat zu Frankreich 
..." 
Ich habe im Winter 1932/33 erklärt, "daß nach meiner Meinung eine so große Partei wie die 
NSDAP unbedingt führend in der Regierung vertreten sein müsse." 
Ich habe 1934 in einem Brief an Hitlers Innenminister meine Verdienste, meine jahrelangen 
Verdienste für die Nazipartei betont. Ich habe die Partei des Führers schon in der Weimarer 
Republik "immer durchaus korrekt behandelt" und ich tat das im "Gegensatz zu den damali-
gen ministeriellen Anweisungen"! Ich bin ein Paradebeispiel für alle Beamten. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde ich, natürlich als Widerstandskämpfer, Oberbürgermei-
ster von Köln, dann zwar von den britischen Behörden "wegen Unfähigkeit" bald wieder ent-
lassen. Aber wie Harry Truman mit einem kleinen Krimskramsgeschäft bankrott machen und 
doch Präsident der Vereinigten Staaten werden konnte, so stieg auch ich, der infolge "Unfä-
higkeit" entlassene Kölner Bürgermeister, zum deutschen Bundeskanzler auf, mit besonderer 
Hilfe, wie ich hinzufügen möchte, der römisch-katholischen, der allein wahren Kirche. 
Während Konrad Adenauer aber alsbald mit aller Intensität die geforderte Wiederaufrüstung 
betrieb, belog er - er müßte denn kein Politiker gewesen sein - systematisch die Deutschen, 
was schlicht unumgänglich war, weil die meisten einfach genug hatten vom Krieg, weil sie 
schon jeder Uniformknopf unausstehlich anstank, geschweige mehr. Die Wiederaufrüstung 
war, wie er, Adenauer, selbst zugeben mußte, trotz "aller Anstrengungen der Bundesregierung 
... im deutschen Volk sehr unpopulär". Also machte er sich zum Sprecher des deutschen Vol-
kes und redete mit jener Entschiedenheit, die Politiker immer bekunden, wenn sie lügen, 
"prinzipiell gegen eine Wiederaufrüstung der Bundesrepublik Deutschland", "strikt gegen die 
Remilitarisierung der Bundesrepublik". 
"Eine Aufstellung von militärischen Streitkräften in Deutschland wünschen wir nicht, wir ha-
ben genug vom Krieg" usw. Kurz, Adenauer war so pazifistisch wie Wilson bis 1917. Oder 
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Roosevelt bis 1941. Oder wie Konrad Adenauer 1919. Und wie er fast alle Nazis, außer jenen, 
die nun mal in Nürnberg gehängt worden waren, wieder in Dienst nahm, wie er die Justiz mit 
hohen Nazirichtern, das Auswärtige Amt mit hohen Nazidiplomaten nur so überschwemmte, 
so eben auch die neue alte Truppe mit Nazigenerälen und -admirälen. Fast alle kamen sie wie-
der, nur jetzt natürlich nicht mehr für das Böse, sondern für das Gute wirkend. Sie alle hatten 
sich gewandelt, alle, ganz von innen her, wahrhaftig. Siehe, alles ist neu geworden ... 
Wirklich, war es ein Wunder, daß Kanzler Adenauer, einmal von Vizekanzler Erhard gefragt, 
ob er denn das ganze deutsche Volk und seine Interessenvertreter für korrupt halte, prompt die 
Gegenfrage stellte, ob Erhard etwa glaube, daß dem nicht so sei ... 
Ein Staat kann nicht besser als seine Führung sein, jedenfalls nicht so lange, bis er das Gegen-
teil beweist. Adenauer bemühte sich nun, päpstlicher zu sein als der Papst. Als hochgedienter 
Knecht machte er sich dem Herrn gefällig. Und während er eine Rüstungsbeschränkung nach 
der andern beseitigte, während er unentwegt Angst suggerierte, unentwegt drohte mit dem 
Menetekel der bolschewistischen Gefahr - wie schade, daß wir die Höhe seines Kontos nicht 
kennen -, lehnte er jedes Disengagement, jede Veränderung des Status quo, zum Beispiel in 
Berlin, starrsinnig ab, ein Zustand, den selbst Eisenhower "anomal und gefährlich" nannte. 
Dafür harmonierte der deutsche Kanzler um so besser mit den US-Außenministern. Hatte er 
schon zu dem Bischofssohn Dean Acheson, der Trumans Containment-Politik betrieb, ausge-
zeichnete Beziehungen, so noch bessere zu dessen Nachfolger. Dulles und Adenauer, das wa-
ren zwei Seelen aus einem Stoff, verbohrte Antikommunisten mit einer starken Affinität zu 
Leuten wie Mussolini, dem Adenauer 1929 telegraphiert hatte, sein Name werde in goldenen 
Buchstaben in die Geschichte der katholischen Kirche eingetragen ... Für Hitler allerdings hat-
te der Beauftragte der US-Banken, Dulles, mehr getan als der Oberbürgermeister von Köln je 
hätte tun können. ...<< 
Der österreichische Publizist Erik von Kuehnelt-Leddihn (1909-1999) berichtete im Februar 
1998 in der katholischen Monatsschrift "THEOLOGISCHES" Nr. 2 – 1998 (x853/...): >>Ehe 
und Familie, bedroht, bedrängt, belagert 
Wenn wir über die Krise von Ehe und Familie reden, müssen wir uns vor Augen halten, daß 
diese Tragödie im Rahmen einer spezifischen Kultur und Zivilisation stattfindet. Was aber 
charakterisiert diese in Euramerika?  
Vor allem die Erste und dann die zweite Aufklärung unserer Tage, ferner auch die üble Erb-
schaft der Französischen Revolution mit ihren sadistischen Greueltaten, die erst im Spani-
schen Bürgerkrieg und in der Chinesischen Kulturrevolution ihre Nachahmer fanden. Der 
Hauptideologe der Französischen Revolution, der Marquis de Sade, war in dieser Beziehung 
nicht nur "Philosoph", sondern auch "Praktikant". Dieser radikal linken Revolution entstam-
men unsere Demokratie, der Nationalismus, der Nationalsozialismus und der Internationalso-
zialismus mit allen deren Abarten. (Der Rassismus des 19. Jahrhunderts kam erst durch die 
Geburtshilfe des Darwinismus richtig auf die Welt) 
Wir erwähnten den Begriff "links". Was ist nun aber wirklich "links"? Hier müssen wir daran 
denken, daß wir mit einem Sektor des Tierreichs einen "animalischen" Herdentrieb gemein-
sam haben, dank dessen uns die Gesellschaft gleichrassiger, gleichnationaler, gleichaltriger, 
gleichgeschlechtlicher, gleichweltanschaulicher, gleichinteressierter und mit gleichem Ge-
schmack begabter Menschen angenehm und kongenial ist. Man ist ganz "unter sich". So wie 
ein Schaf in seiner Herde oder eine Ameise in ihrem Bau. 
Da wir aber Menschen … sind, haben wir auch den Trieb zur Vielfalt, der dem Tierreich fehlt. 
Darum genießen wir die Gesellschaft des anderen Geschlechts, die Abwechslung in der Nah-
rung, die Debatte mit Andersdenkenden, und vor allem das Reisen in ferne Gegenden, die in 
jeder Hinsicht eine totale Abwechslung bieten und auch "abenteuerlich" sind. Der "diversitä-
ren" Sehnsucht nach Vielfalt stehen die "identitären" (und "egalitären") Triebe der Einfalt ge-
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genüber. (Zehn Zehnpfennigstücke sind "gleich" einer Mark, aber sie sind mit ihr nicht iden-
tisch.  
Das Einmarkstück ist aber identisch und gleich jedem anderen Markstück desselben Prä-
gungsjahres.) Dieser Einfalt entstammen Wunschträume von Ländern mit nur einer Sprache, 
einer Rasse, einer Klasse, einer Partei, einer Ideologie, einem Schultyp, einer Kleidung, einem 
Bildungsgrad. (Robespierre hatte schon die Uniformierung aller Franzosen und die Zerstörung 
aller "undemokratisch" hohen Kirchtürme geplant, was da und dort auch durchgeführt wurde. 
Auch an die physische Vernichtung der Elsässer dachte man, da diese sich nicht der "republi-
kanischen Sprache" bedienten. 
In seinem Testament sagte der heilige Ungarnkönig Stefan dem heiligen Emmerich: "Mein 
Sohn, ein Reich von nur einer Sprache und einer Sitte ist zerbrechlich und dumm", wohl ein 
Ausspruch, den der moderne Mensch in seiner phantasielosen Einfalt kaum verstehen könnte. 
Alle "Unterschiede" erscheinen ihm politisch, administrativ, wirtschaftlich und moralisch be-
lastend. 
Nun muß man einmal die Problematik der Ehe und der Familie im Rahmen unseres zutiefst 
"linken" Zeitalters, das gottlos oder nur noch vom Geruch einer leeren Flasche lebt, und nicht 
isoliert im luftleeren Raum betrachten. 1989 wurde die linke ökonomisch geschlagen. Nun 
aber rüstet sie sich zum biologischen Kampf. 
Da ist nicht nur die Frage zu beantworten, was der Mensch ist, sondern auch was es bedeutet, 
ein Mann oder eine Frau zu sein. Der Mensch hat einen dreifachen Aspekt: Er ist einerseits als 
Ebenbild Gottes geschaffen (Genesis, 1, 27), andererseits aber ist sein Sinn von Kindheit an 
auf das Böse gerichtet (Genesis, 8, 21) und überdies ist er durch die Erbsünde in seiner Natur 
verwundet. 
Männer und Frauen sind jedoch körperlich und seelisch völlig verschieden. Zwar sind ihre 
geistigen Eigenschaften nur "statistisch" anders gelagert; so könnte man zum Beispiel sagen, 
daß Männer eher brutal und Frauen eher grausam sind, doch kann man keine Regel daraus 
ableiten. Man nehme nur einmal 12 Farbtuben; mit diesen kann man völlig verschiedene Bil-
der malen, wobei auch die Farben quantitativ und nicht nur lokativ ganz anders verteilt sind. 
Die neuere Forschung, auch stark durch den Feminismus angeregt, hat in den letzten Jahren 
immer weitere, zusätzliche Geschlechtsunterschiede wissenschaftlich festgestellt, die aber 
schon immer geahnt wurden. 
Von den hormonalen Unterschieden wissen wir längst, vom männlichen "Y" in jeder Zelle 
aber erst mit Sicherheit seit 1958. Nun wurde in den letzten 20 Jahren viel Hirnforschung be-
trieben und auch da wieder taten sich Abgründe auf. Daß Frauen gewisse Dinge wohl tun, an-
dere aber kaum bewältigen können, wurde von naiven Gemütern oft mit der jahrtausendlan-
gen Unterdrückung der Frau begründet, dabei aber vergessen, daß jede Frau einen "ungebun-
denen" Vater und jeder Mann auch eine "geknechtete" Mutter hatte, also das Generationsar-
gument völlig haltlos ist.  
Frauen komponieren nur in den seltensten Fällen (doch hätte auch in der Vergangenheit nie-
mand einem jungen Mädchen ein Notenheft aus der Hand gerissen), Mathematikerinnen von 
Weltruf sind äußerst selten, ebenso Schachmeisterinnen und Philosophinnen. 
Männer lieben das Abstrakte, Frauen das Detail und das Konkrete. Wer Säuglinge betreut, 
darf nicht in den Wolken schweben. In den bildenden Künsten sind Frauen nur in Ausnahme-
fällen extrem hoch produktiv, aber sprachlich sind sie äußerst begabt (nicht nur im gesproche-
nen, sondern auch im geschriebenen Wort) und was sie durch reine Intuition und Inspiration 
vermögen, ist anscheinend außerhalb jeder wissenschaftlichen Forschungsmöglichkeit. 
Nur dumme Männer verachten das weibliche Geschlecht oder legen ihm (wie der arme 
Strindberg) ungerechterweise männliche Maßstäbe an. 
Es geht hier also (wie bei den Rassen) nicht um Über- und Unterlegenheit, sondern um weit-
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gehende Verschiedenheiten, die der Linken nicht behagen. Sie will diese ganz einfach nicht 
wahrhaben. 
Besonders in den Vereinigten Staaten, ursprünglich einer sehr aristokratischen Republik, in 
der die Demokratie seit 1828 immer größere Siege errang, tobt die Debatte nicht nur um das 
sehr delikate Thema der Rasseneigenschaften, sondern auch um die Unterschiede zwischen 
den Geschlechtern, wobei die Feministinnen in der Frage "Natur oder Aufziehung?" alle Ge-
schlechtsunterschiede auf den jahrtausendealten "Patriarchalismus" zurückführen wollen. 
Doch die egalitär-identitäre Ideologie unseres Zeitalters will von der Idoneität ("Eignung") der 
Menschen nichts wissen. Jedermann ist "mündig", jedermann kann über jegliches Ding reden 
und ein Urteil fällen, alle sind "gleich", alle können wählen, alle sind "auswechselbar". … Un-
terschiede zu sehen, zu machen oder zu bewerten ist "undemokratisch". Ja, die (angenomme-
ne) Gleichheit ist doch eine Grundbedingung im politischen Prozeß. Wenn nicht alle Bürger 
"gleich" sind, wie kann man sie da nach dem Urnengang addieren? 
Nun aber ist die Familie, vor allem die Großfamilie, eine "diversitäre", eine hierarchisch ge-
gliederte Gruppe bestehend aus drei Generationen und zwei Geschlechtern mit einer ganzen 
Reihe von Beziehungsmöglichkeiten - Großeltern zu Eltern, Eltern zu Kindern, Kinder zu 
Großeltern, Geschwister untereinander, Onkel-Tanten zu Neffen-Nichten, Vettern und Basen. 
Die Familie bedeutet Autorität, Liebe, Tradition, Gehorsam, Treue, Freundschaft, Bindung, 
Loyalität, Vorfahrenverehrung, Respekt, Aufopferung, Hilfsbereitschaft, aber weder Gleich-
heit, noch Nämlichkeit, und unterliegt auch nicht dem Zahlenzauber der stets auf Wechsel 
erpichten Demokratie.  
Die alte Ordnung war vertikal, die jetzige, linke, aber ist horizontal. Heute schiebt man die 
Großeltern gerne ins Altersheim ab, die Kinder in die Ganztagsschule. 
So ist die Familie in unserer Zeit ein wahrer "Fremdkörper" geworden, der womöglich durch 
seinen Autoritätsanspruch für einige gute Leute fast "faschistoid" wirkt. (Der Antiautoritaris-
mus geht ja manchmal so weit, daß ein Wiener "Theologe" von Christi Jüngern als von Seinen 
"Haberern" d.h. Freunden, Kumpeln, schreibt, doch war Er … der HERR.) 
Darum hat die Linke, die auch den stets totaler werdenden Staat beherrscht, mit ihren horizon-
talen Leidenschaften sich stets gegen die "Exklusivität" der Ehe und Familie gewandt. Und 
natürlich auch auf der politischen Ebene gegen die Monarchie, die ja auf Ehe und Familie ba-
siert und in der Christenheit (so wie die katholische Kirche) eine übernationale Einrichtung 
war. Im Jahre 1910 hatten von den souveränen Staaten eigentlich nur Serbien und Montenegro 
einheimische Dynastien. 
(Die Hohenzollern waren keine Preußen, die Romanows waren mit Peter II. ausgestorben und 
das Haus Savoyen war französisch.) Die "Nationalmonarchien" waren zu gutem Teil Produkte 
des linken Nationalismus im 19. Jahrhundert. 
Freilich war das traditionelle Weltbild Europas patriarchal-elterlich: da war Gott-Vater im 
Himmel, der heilige Vater in Rom, der Monarch der Vater des Vaterlands und der Vater als 
König in der Familie. Doch da war auch Maria als Königin des Himmels, die regierende Kö-
nigin oder Kaiserin gelegentlich das Haupt der Dynastie und die Frau und Mutter das Herz der 
Familie und oft als Witwe die Stelle ihres Mannes übernehmend. Die Kirche gestand ihr eben-
so wie dem Mann immer das Wichtigste zu: die Möglichkeit der Heiligkeit. 
Aber hier auf Erden (wo wir alle nur Pilger auf dem Weg in die Ewigkeit sind und keine Blei-
be haben) ist die Idoneität, d.h. die "Eignung" im Rahmen der Gesellschaft ausschlaggebend. 
Das gilt für Männer genau so wie für Frauen. Maurer sollen keine Herztransplantationen aus-
führen, Chirurgen keine Brücken entwerfen, Schornsteinfeger keine Uhren reparieren und 
Frauen nicht Scharfrichter, Soldaten, Bergleute oder Kanalräumer werden.  
Der Feminismus, den wir heute in Nordeuropa und Nordamerika haben, ist teils die Reaktion 
auf die Misogynie in diesen Ländern, zu gutem Teil ist er aber auch das Resultat einer abstru-
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sen Verachtung aller positiven weiblichen Werte, also eines sterilen Selbsthasses. Von den 
Geschlechtern gilt auch weitgehend die ernüchternde Bemerkung Freuds: "Anatomie ist 
Schicksal". 
Der heilige Johannes Chrysosthomus meinte, daß der Mann für die Frau Sicherheit, die Frau 
aber für den Mann Trost bedeute. Aufgabe der Frau ist es nun einmal, Kinder zu gebären und 
sie aufzuziehen. Ihre Rolle als Mutter, als Gattin, als Hüterin des Heims, als Quelle der Ein-
gebungen und Ermutigungen ist nicht nur innerhalb des Christentums immer geehrt und be-
wundert worden.  
Die Frau ist für die Völker und daher auch für die Geschichte von größter Bedeutung. Wo 
man sie ins Abseits drängt, kommt es zum kulturellen Stillstand. Als Brotverdienerin ist sie in 
einer christlichen Gesellschaft nur in zweiter Linie berufen, und wenn ein Konflikt zwischen 
ihrer natürlichen Berufung, ihren Pflichten und dem Erwerb für den Götzen "Lebensstandard" 
entsteht, sollten ihr von Gott (Heiden würden sagen: "von der Natur") gegebenen Aufgaben 
deutlich den Vorrang haben. Lebensstandard und Lebensqualität sind nicht dasselbe. Niemand 
wird mir sagen, daß die Menschen in Stockholm glücklicher sind als in Sevilla. 
IV. 
Die Ehe selbst ist eine "Eidgenossenschaft", aber es ist gerade die feste Bindung, die dem 
"modernen Menschen" zuwider ist.  
Er ist eine Mischung von Papagei und Chamäleon, also ein Papamäleon, oder auch ein Jerk. 
ein amerikanischer Ausdruck, der wörtlich übersetzt "Ruck" bedeutet, aber für einen jüngeren 
Mann verwendet wird, der "geschwind", oberflächlich, wurzellos, etwas zynisch, abge-
schmackt, ungebildet, unzuverlässig, also keineswegs "ideal" für eine Ehe ist, denn eine Ehe, 
die auch Kinder in die Welt setzt, ist nun einmal ein äußerst ernsthafter Bund. Im feudalsten 
Zeitalter war die ganze Gesellschaft auf Treuebündnisse gegründet. Das galt beileibe nicht nur 
für den Adel, sondern auch für Klerus, Bürgertum und Bauernschaft. 
Basis der Ehe ist weltweit (was wir oft vergessen) weder Eros, noch Sexus, sondern die elter-
liche Vorsorge. Jean Guitton schrieb, daß in den gehobeneren Schichten Frankreichs erst mit 
Anbruch dieses Jahrhunderts die Liebesehe in den Vordergrund trat. Hermann Keyserling trat 
für die "Standesehe" ein und betrachtete eine Ehe primär aufgrund einer sexuellen Anziehung 
als infame Verirrung. Doch auch auf den Eros ist bekanntlich kein Verlaß. Thomas von Aquin 
erwähnte die Freundschaft als sichere Grundlage und tatsächlich sollten sich Brautleute fra-
gen, ob ihr Partner ein Freund auf Lebenszeit sein könnte, denn die Treue gehört wesenshaft 
zur Freundschaft und nicht zum Eros und schon gar nicht zum Sexus. 
Doch die Ehe hatte schon seit jeher ihre Feinde. Da war zuerst einmal der Staat, der immer 
und überall eine gewisse annexionistische Tendenz hat, besonders in seiner "laizistischen" 
Form. Es war Frankreich, das durch die Revolution und dem Code Napoleon (1804) die 
Zwangszivilehe einführte, die dann im Kulturkampf durch Bismarck übernommen, im Dritten 
Reich weitergeführt und, wie so viele braune Gesetze, von der Zweiten österreichischen Re-
publik wacker als nationalsozialistisches Erbstück beibehalten wurde. 
Martin Luther betrachtete zwar die Ehe als "ein weltlich Dinge", aber er hielt dennoch an ihrer 
Unauflöslichkeit fest und verbot die Wiederverheiratung Geschiedener. (Einmal drückte er 
allerdings ein Auge zu). Hier muß man sich immer daran erinnern, daß Luther kein Lutheraner 
war und der heutige "Lutheranismus" durch die Erste Aufklärung in ihr wahres Gegenteil ver-
kehrt worden ist. Auch die anglikanische Kirche hat bis in unsere Tage die Wiederverheira-
tung von Geschiedenen offiziell nie gestattet. 
Der katholischen Lehre nach ist die Ehe ein Sakrament (das biblische Wort für Sakrament ist 
my sterion), das sich die Brautleute mit dem Segen der Kirche gegenseitig spenden. Kurio-
serweise verbieten viele "liberale" Demokratien diesen persönlichen wie auch kirchlichen Akt 
ohne vorhergehende staatliche Zeremonie. 
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Doch die Ehe ist eben nicht nur eine biologische, sondern auch eine existentielle und morali-
sche Einrichtung. "Treue bis in den Tod" ist eines ihrer Leitmotive, aber für Treue und Glaube 
steht im Griechischen und Lateinischen dasselbe Wort (pistis beziehungsweise fides). Auch 
im Deutschen sind Treue und Trauen wie auch Vertrauen verwandt. … Die Ehe ist sowohl 
"Hingabe" an einen anderen als auch die Möglichkeit der "Erschaffung" eines neuen Men-
schen. 
V. 
Dagegen kämpft die Linke von allen Seiten, sie schießt darauf aus allen Rohren. Sie tut dies 
durch Gesetze, sie "verstaatlicht" die Ehe, sie beraubt sie ihrer Absolutheit, sie versucht die 
Familie durch den Versorgungsstaat zu ersetzen, sie bestimmt den Erziehungscharakter der 
Kinder und nicht zuletzt greift sie ihre biologisch-moralische Grundlage an.  
Mit dem Marxismus einst innig verbunden, versucht sie sich nun mit einem veränderten, ob-
wohl nicht ganz neuem Profil. (Der Marxismus hatte einen enormen Anfangserfolg dank sei-
ner wirtschaftlichen Ignoranz, die auf einer ganzen Kette "klarer, aber falscher Ideen" beruhte. 
Jedoch, je dümmer die Idee, desto größer und schneller der Erfolg bei den Massen. Das Chri-
stentum brauchte 300 Jahre bis zum äußeren Erfolg.)  
So manchem Linken fällt der Abschied von der kollektiven Staatswirtschaft gar nicht so 
schwer. Das einst so sozialistische Schweden hat gezeigt, daß der Versorgungsstaat auch den 
bösen "Kapitalismus" beherbergen kann, und China gibt uns jetzt das schöne Beispiel einer 
"freien Marktwirtschaft im Sozialismus". 
(Die "patriotischen Kapitalisten" hatte Mao nicht nur toleriert, sondern auch gepflegt - wenn 
sie auch später, während der "Kulturrevolution", mit Lehrern und Bonzen manchmal auf die 
viehischste Art umgebracht oder sogar, wie in den Provinzen Guangxi und Hunan abge-
schlachtet und von terrorisierten Bürgern buchstäblich aufgefressen wurden. 
Was die Linke heute anstrebt ist nach wie vor der totale Staat, der allein imstande ist, einen 
gleichmacherischen Horizontalismus zu fördern und die Freiheit als "liberale" Gegenleistung 
auf den Unterleib zu beschränken. Daß dies zu einem barbarischen Zustand führt, wußte auch 
Freud (ein rechtsdralliger Atheist), der dem Christentum dankte, am Ende der Antike den Eros 
vor dem Sexus gerettet zu haben. Er war ein Gegner der Promiskuität und wußte, daß eine 
Kultur ohne "Repression" undenkbar ist. Und dieser antieheliche und antifamiliäre Destrukti-
vismus wird grundsätzlich und mit Fanatismus betrieben. 
Die neue Regelung der Familiennamen ist nur dem Chaos förderlich, die Demoralisierungsbe-
strebungen jedoch bilden das weitaus größere Übel. Dank der Abschlachtung der Ungebore-
nen geht sie bis zum Mord. Als Folge der Amoralpropaganda steigt nicht nur die Anzahl der 
vorgeburtlich Ermordeten, sondern auch der unehelich Geborenen und damit der existentiell 
vaterlosen Kinder. 
Sie beträgt in den USA bei der weißen Bevölkerung über 30 Prozent, bei den Farbigen über 
60, beides mit stark ansteigender Tendenz (wobei freilich die neue Rollenverteilung der Ge-
schlechter ein wichtiger Faktor ist). 
Die psychologischen Probleme dieser "vaterlosen" Einzelkinder, die dann später in ihrem Le-
ben an den Folgen ihrer Erziehung schwer leiden werden, dürfen nicht vergessen werden. 
Über den Unfug, der mit dem "Sexualunterricht" getrieben wird, können Eltern und Seelsor-
ger ein Lied singen. 
Aber nicht genug damit: der gleichgeschlechtlichen "Liebe" wird zunehmend ein offizieller 
Status gegeben, und homosexuellen Pärchen, die gesetzliche Ansprüche auf steuerliche und 
andere Eheprivilegien machen, werden Adoptivkinder zugebilligt. (Der "New Yorker" veröf-
fentlichte eine Scherzzeichnung, in dem eine lesbische Mutter einem ungezogenen Kind sagt: 
"Na, warte nur, du Schlingel, wenn die zweite Mama nach Hause kommt!") Auch die ameri-
kanischen Homosexuellen stehen in der Regel links (wie auch anderswo), denn sie sind ja 
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"identitär". Mit Geschlechtsunterschieden können sie nichts anfangen.  
Die kommunistischen britischen Hochverräter, angefangen mit Philby, waren fast alle Homo-
sexuelle und dies obwohl so geartete Unglückliche gerade in der UdSSR brutal verfolgt wur-
den. Kein Wunder auch, daß Walt Whitman, der große Barde der ursprünglich so unamerika-
nischen Demokratie, ein Schwuler war, den Thomas Mann mit dem Hinweis auf sein Gebre-
chen als echten Vertreter einer demokratischen Mentalität zitierte. 
Doch bei uns stehen die Dinge auch nicht besser, wenn ein evangelisches Diakoniewerk ein 
sexuelles Gesellschaftsspiel mit anatomischen Details für Kinder herausgibt oder ein in der 
Schweiz aktiver holländischer Pastor ein Buch veröffentlicht, in dem die Pädophilie für ihre 
Praktizierer wie auch für ihre Opfer im Kindesalter als höchst "gesund" dargestellt, ja gerade-
zu empfohlen wird. 
Die liberale Demokratie hat ein Janusgesicht mit einem egalitär-identitären und einen freiheit-
lichen Aspekt. Die Demokratisten wollen alles "demokratisieren", aber in der echten Ehe ist 
das ebenso unmöglich wie in der katholischen Kirche, in Banken, Kasernen, Schulen, Fabri-
ken, Bauernhöfen oder Atomkraftwerken. 
Der liberalen Komponente sind ebenfalls Grenzen gesetzt. Zellen, die sich unbegrenzt ver-
mehren, muß man auch Schranken setzen, sonst können sie tödlich werden. Völker, die keine 
Werte haben, sind wertlos und gehen in der Geschichte unter. Sie sterben nur zu oft ganz ein-
fach aus, wenn sie nicht von anderen Völkern überrollt werden. 
Die Krise der Ehe und der Familie würde da verhängnisvoll die Weichen stellen. Diese Krise 
(Krisis heißt ursprünglich "Urteil") kann nicht isoliert behandelt oder gar geheilt werden. Kul-
turen bilden, wie der menschliche Körper, stets ein Ganzes. Ebensowenig könnte man die Sy-
philis heilen, indem man die einzelnen Geschwüre herausschnitte und die Wunden dann kos-
metisch behandelte. 
Diese Krise ist ein einzelner (wenn auch zentraler) Teil einer Un-Ordnung, die vor über 200 
Jahren ihren Anfang nahm und immer "kritischer" wird. Im Kern ist sie natürlich ein theologi-
sches Problem, denn nur eine theistische Religion kann dem Menschen eine Antwort auf die 
Frage des Woher, des Wohin, des Warum und des Wie geben. Auch ein "natürliches Sittenge-
setz" von Menschen erforscht kann das praktisch nicht, sondern nur Gottes geoffenbartes 
Wort. …<< 
Der deutsche Jesuit und Publizist Lothar Groppe berichtete im Juli 1998 in der katholischen 
Monatsschrift "THEOLOGISCHES" Nr. 7/8 – 1998 (x853/...): >>Der Medienkampf gegen 
Religion, Kirche und christliche Wertordnung 
Der chinesische Philosoph Hsün-tsu (häufig als Sun Tsu wiedergegeben) stellte etwa 500 v. 
Chr. folgende "Regeln für die politischpsychologische Subversion" auf, die nach dem Urteil 
von General Gehlen, dem langjährigen Chef des BND noch heute nahezu unverändert und 
uneingeschränkt gültig sind, wenn man sie der Formulierungen entkleidet, die den Besonder-
heiten ihrer Zeit entsprechen. Es heißt bei Sun Tsu: 
"Die höchste Kunst besteht darin, den Widerstand des Feindes ohne Kampf auf dem Schlacht-
feld zu brechen. Nur auf dem Schlachtfeld ist die direkte Methode des Krieges notwendig; nur 
die indirekte kann aber einen wirklichen Sieg herbeiführen und festigen. Zersetzt alles, was im 
Lande des Gegners gut ist! Verwickelt die Vertreter der herrschenden Schichten in verbreche-
rische Unternehmungen; unterhöhlt auch sonst ihre Stellung und ihr Ansehen; gebt sie der 
öffentlichen Schande vor ihren Mitbürgern preis! Nutzt die Arbeit der niedrigsten und ab-
scheulichsten Menschen! 
Stört mit allen Mitteln die Tätigkeit der Regierungen! Verbreitet Uneinigkeit und Streit unter 
den Bürgern des feindlichen Landes! Fördert die Jungen gegen die Alten! Zerstört mit allen 
Mitteln die Ausrüstungen, die Versorgung und die Ordnung der feindlichen Streitkräfte! Ent-
wertet alle Überlieferungen und Götter! 
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Seid großzügig mit Angeboten und Geschenken, um Nachrichten und Komplizen zu kaufen! 
Bringt überall geheime Kundschafter unter! Spart überhaupt weder mit Geld noch mit Ver-
sprechungen, denn es bringt hohe Zinsen ein." 
Wenn man sich an das Wort von Sigmund Freud erinnert: "Der Verlust der Scham ist der Be-
ginn des Wahnsinns", wird deutlich, warum destruktive Kräfte in unserer Gesellschaft den 
Pansexualismus fördern. 
Es ist nicht zu übersehen, daß hierzulande die Freiheit weitgehend pervertiert ist. Artikel 5 (1) 
unseres Grundgesetzes bestimmt: 
"Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbrei-
ten ..."  
In Absatz (2) heißt es: "Die Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen 
Gesetze ..."  
Jedermann, der die Zeit der braunen oder roten Diktatur erlebt hat, wird dieses Grundrecht 
vorbehaltlos begrüßen, ist es doch für eine freiheitliche demokratische Staatsordnung 
"schlechthin konstituierend", wie das Bundesverfassungsgericht sagt (BVerfGE 20, 97). 
"Meinungsmache gegen die Kirche hat Konjunktur in Deutschland. Kaum eine Talkshow oder 
Gazette, die sich den Unentwegten unter den Kirchenkritikern nicht schon als Forum ange-
dient hätten. 
Kirchensteuer, Zölibat und Drewermann auf allen Kanälen, Enthüllungsbücher auf den Best-
sellerlisten. Vergleichbares an öffentlichen Schmähungen kirchlicher Amtsträger, aber auch 
Verhöhnung und Veralberung christlicher Glaubensinhalte, Gebote und Riten findet nur, wer 
bis in die dreißiger Jahre zurückgeht. 
Im "Stürmer"-Stil wetterte zum Beispiel der sozialdemokratische Pressedienst "ppp" am 
23.6.92, die "verbalen Exzesse" der "Oberpriester" und "klerikalen Fundamentalisten" Meis-
ner, Lehmann und Dyba gegen den Bundestagsbeschluß zum Paragraphen 218 seien ein "Af-
front", der "Grundfragen der demokratischen Verfassung berührt". Die "bedauerliche Tatsa-
che, daß die Kirche aus Steuermitteln finanziert wird, macht sie noch nicht zu einer demokra-
tischen Institution. Die mittelalterlichen Kostüme und Requisiten, in denen die Oberhirten 
stolzieren, sind ... weder ein Ausweis für ein Mandat noch für staatsmännische Weisheit, 
höchstens für patriarchalischen Starrsinn und Hochmut. Im demokratischen Rechtsstaat müsse 
'der Kircheneinfluß auf die Gesetzgebung so gering wie möglich bleiben'." 
Mit diesen Worten leitet Andreas Pittmann im "Rheinischen Merkur" vom 2.7.93 eine Unter-
suchung über Religion in der Gesellschaft ein. Hat er zu schwarz gesehen, stark übertrieben 
oder ist an seinen Feststellungen zumindest "etwas dran"? Nun, wer Presse, Rundfunk und 
Fernsehen in den letzten Jahrzehnten aufmerksam verfolgt hat, muß den Beobachtungen 
Püttmanns zustimmen. 
Vom Guten Geschmack und der Freiheit der Kunst  
Die seit Jahr und Tag in verschiedenen Medien zunehmende und sich ständig steigernde 
Stimmungsmache, ja Hetze gegen die Kirchen, bezeichnete der damalige bayerische Innenmi-
nister Edmund Stoiber im Juni 1988 als "Alarmsignal". 
Offenkundig handelt es sich nicht um ein rein innerkirchliches Problem, sondern um eine Fra-
ge, die von einschneidender Bedeutung für unsere ganze Gesellschaft ist. Wenn insbesondere 
die katholische Kirche im Fadenkreuz der Angriffe steht, dürfte dies vor allem daran liegen, 
daß sie noch immer wesentlich fester gefügt ist als die evangelische. Zudem sind in Papsttum, 
Hierarchie und in ihrem im allgemeinen noch geschlossenen Lehrgebäude die Angriffsziele 
deutlicher auszumachen. 
Aber nicht nur die Kirche als Institution und ihre offiziellen Vertreter werden immer wieder 
attackiert, sondern inzwischen häufen sich auch massive Angriffe auf Christus, die jegliches 
Mindestmaß an Anstand und Respekt vor den religiösen Überzeugungen der Gläubigen ver-
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missen lassen. Angehörige nichtchristlicher Religionen begegnen christlichen Glaubenswahr-
heiten bisweilen mit einer Ehrfurcht, die vielen Medienleuten fremd ist. 
So protestierte etwa der Islamische Weltkongreß in seinem Zentralorgan "The Muslim World" 
gegen Herstellung und Verbreitung des seinerzeit in Dänemark geplanten Films "Das Liebes-
leben des Jesus Christus": "Dieser Film ist eine einzige Herabwürdigung des erhabenen Cha-
rakters des Jesus von Nazareth" (Die Welt, 17.9.73).  
Und während in mehreren nichtchristlichen Ländern z.B. in Indien und Israel "Die letzte Ver-
suchung Christi" verboten wurde, war sie bei uns im Zeichen der Freiheit der Kunst in den 
Kinos zu sehen. Als sich in Biberach Gläubige vor dem Kinoeingang zum Sühnegebet einfan-
den - es gab keinerlei Gewalt und niemand wurde am Betreten des Kinos gehindert - schimpf-
te eine Fernsehjournalistin bei ihren Kollegen über die Beter:  
"So fängt's an – und bei den Hexenverbrennungen endet es. Ich bin entsetzt." 
Vor Jahr und Tag strahlte die ARD ein Spottgedicht auf das "besoffene Christkind" aus. In der 
Sendung "Pink" durfte Udo Lindenberg das Kind von Bethlehem ungestraft als "Sensations-
fratz" verhöhnen. Und wer die "Karikaturen" der Berliner "taz" zum Weihnachtsfest 1988 ge-
sehen hat, kann über den geradezu satanischen Haß gegen den Erlöser des Menschenge-
schlechts nur zutiefst erschrecken.  
Ist es eigentlich noch keinem dieser "Künstler" in den Sinn gekommen, daß seine "Witze" und 
"Gags" den Sudel- und Hetzblättern der Nazis wie "Das Schwarze Korps" und "Der Stürmer" 
zum Verwechseln ähnlich sehen? Damals ging es gegen die "Dunkelmänner", heute handelt es 
sich vielfach um einen Aufstand gegen Gott und seine Kirche mit erhobener Faust. 
Wenn auf dem Berliner "Gag-Festival" 1965 der Papst als Esel im Stall von Bethlehem zu 
sehen war, Kleriker als Fledermäuse oder Vampire mit Krallen, Prälaten, die gierig ein Kruzi-
fix fressen und geil nach nackten Nonnen schauen, während der Gekreuzigte augenzwinkernd 
zuschaut, so erinnert dies an die braunen Schmutzblätter. Aber ein gekreuzigtes Schwein auf 
Golgatha – so etwas gab es nicht einmal im Dritten Reich. 
Am 18.4.1987 befaßte sich die "taz" unter der Überschrift "Gourmands und Gourmets - Gut 
abgehangen am Kreuz ist er allgegenwärtig. Zum Osterfest einige Tips, was etwas kultivierte-
re Küchen daraus machen würden", mit der Geschichte des Kannibalismus. Dem Beitrag wur-
den die Einsetzungsworte Jesu beim Letzten Abendmahl vorangestellt. 
Von verschiedener - auch nichtchristlicher Seite - wurde gegen die Verantwortlichen Strafan-
trag gestellt - vergebens. Die Staatsanwältin erklärte, die Freiheit der Kunst sei nicht grenzen-
los, sondern werde durch die Grundrechte der Religionsfreiheit und der Menschenwürde ein-
geschränkt. Hier handele es sich nicht mehr um eine Satire, sondern das religiöse Empfinden 
der Gläubigen werde in den Schmutz gezogen. Dagegen meinte das Gericht, der inkriminierte 
Artikel sei nicht geeignet, den öffentlichen Frieden zu stören. Der Tatbestand einer Religions-
beschimpfung sei nicht verwirklicht. Ist dies eigentlich erst dann der Fall, wenn gegen diese 
Art von "Satirikern" Morddrohungen à la Khomeini ausgestoßen werden? 
Auf dem Hintergrund der Berliner Gerichtsentscheidung ist ein Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte vom 24.5.88 von Interesse. In ihm heißt es, weder die Be-
schlagnahme obszöner Gemälde noch die Verurteilung des Künstlers bzw. Ausstellers wegen 
unzüchtiger Veröffentlichungen verstoße gegen die Freiheit der künstlerischen Äußerung (Art. 
10 der Menschenrechtskonvention). 
Dieses Urteil macht Mut, nicht jede Verunglimpfung des christlichen Glaubens oder der Kir-
chen - an Juden und Moslems traut man sich vorsichtshalber nicht ran – widerspruchslos hin-
zunehmen, sondern sich gegen die geistigen Umweltverschmutzer in Presse, Rundfunk, Fern-
sehen und auf der Bühne entschlossen zur Wehr zu setzen. Eine wehrhafte Demokratie darf 
nicht dulden, daß unter dem Deckmantel der Freiheit von Kunst und Presse Millionen An-
dersdenkende tyrannisiert werden. Sonst verkommt sie zum Nachtwächterstaat und schaufelt 
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sich letztlich das eigene Grab. 
In jüngster Zeit gab es einen Hoffnungsschimmer: Das Kölner Amtsgericht verurteilte den 
Regisseur der alternativen Karnevalsveranstaltung "Stunksitzung" zu einer Geldstrafe von 
6.000 DM, weil er in einer Sitzung ein Kruzifix zeigte, auf dem der Schriftzug INRI durch 
"Tünnes" ersetzt worden war. (Dewezet, 30.6.93) 
Hexen und Morden 
In vorderster Front gegen die verhaßte Kirche steht der "Spiegel". In seiner Nr. 51/1987 heißt 
es im Kommentar "Die Abtreibung ein Stellvertreter-Krieg":  
"Wenn die christliche Kirche, korrupt wie alles Menschenwerk, die Menschen zu deren Un-
glück manipuliert; wenn die römische Kirche Politik zum Schaden der Menschheit treibt, ... 
wie sollte ein von ähnlichen Ignoranten gewählter Papst, dem die Disziplinierung seines 
weltweiten Imperiums immer noch das Wichtigste war, über die moralischen und psychischen 
Probleme einer Kindesabtreibung autoritäre Aussagen machen? ... Die christliche Kirche, man 
vergißt es immer wieder, hat durch all die Jahrhunderte wenig Respekt vor dem bereits gebo-
renen Leben gezeigt. Sie hat selbst in einer Weise gemordet und morden lassen, die den 
Verbrechen des 20. Jahrhunderts immerhin nahekommt." 
Vielleicht waren es Passagen dieser Art, welche die Moderatorin Lea Rosh, inzwischen Leite-
rin des Funkhauses Hannover, in den von ihr kräftig manipulierten Talkshows vom 20.1. und 
10.2.89 "Freitagnacht - Kirche adieu - Die Lust der Christen und der Frust der Kirchen" zu 
ihren gewohnt gehässigen Ausfällen gegen die katholische Kirche animierten, die mit der ge-
schichtlichen Wahrheit wenig zu tun hatten. 
Die Äußerungen der Berliner Pastorin Helga Frisch, sie "habe mit Vergnügen gelesen, daß im 
11. Jahrhundert, als das Zölibat eingeführt wurde, die Priester sogar mit der Ermordung des 
Erzbischofs gedroht und den Nuntius umgelegt haben. Ich wundere mich, daß die Priester 
heute nicht mal so ein paar ähnliche Maßnahmen ergreifen", quittierte sie mit Lachen.  
"Ganz nebenbei" ließ sie einfließen, die katholische Kirche solle das Wort Menschenrecht 
nicht in den Mund nehmen. Neben ihrer Mitschuld am Massenmord an den Juden habe die 
Kirche allein eine Million Frauen als Hexen verbrannt.  
Da solche dummdreisten Behauptungen immer wieder aufgetischt werden, mag es hilfreich 
sein, hierauf einmal etwas näher einzugehen. 
Zum Komplex der Judenverfolgung möchte ich noch etwas ausdrücklich sagen, zumal der 
Vatikan erst kürzlich ein Dokument über die Shoah veröffentlicht hat. 1968 war ich zum er-
sten Mal in Yad Vashem, dem weltweit größten Dokumentationszentrum über die Judenver-
folgung. Der Abteilungsleiter für Bayern sagte mir: 
"Aus meiner langjährigen Arbeit kann ich sagen: Es gab nur 2 wirkliche Gegner des National-
sozialismus: die Kommunisten und die katholische Kirche". Wenngleich dies sicher etwas 
überspitzt ist, trifft es doch weitgehend zu. Die katholische Kirche hat nach dem sorgfältig 
recherchierten und gut belegten Buch des jüdischen Historikers und Theologen Pinchas E. 
Lapide, der im vergangenen Jahr gestorben ist, "Rom und die Juden" unter Pius XII. wenig-
stens 700.000, wahrscheinlich aber sogar 860.000 Juden vor dem sicheren Tod gerettet, weit 
mehr als alle anderen Kirchen, religiösen Einrichtungen, das Internationale Rote Kreuz und 
die westlichen Demokratien zusammengenommen. (S. 188) 
An dieser Rettungsaktion haben deutsche Katholiken ihren Anteil. Thomas Mann und Max 
Horkheimer, beide nicht gerade Freunde der katholischen Kirche, ließen nach 1945 untersu-
chen, wer den Juden in Deutschland am meisten geholfen hat. In einem Spiegel-Interview des 
Fernsehens zeigten sie sich überrascht, "daß gläubige Katholiken die größte Bereitschaft zeig-
ten, den Verfolgten zu helfen." Für Juden gab es katholische Hilfsstellen in Berlin, Hamburg, 
Freiburg. Die größte Hilfsstelle befand sich in Wien, das ja damals zum Großdeutschen Reich 
gehörte und über 4.000 Juden betreute. Über das im vergangenen Jahr noch einmal aufgelegte 
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Buch von Lapide urteilt "The Jewish Chronicle", London:  
"Hier handelt es sich nicht um eine Reinwaschung, sondern um eine wesentliche Berichtigung 
zum "Stellvertreter" von Rolf Hochhuth ... Lapides Beweisführung scheint mir schlüssig ... 
Hätten denn Papst Pius XII. und seine Kirche überhaupt mehr tun können?" 
Was ist mit der Million Hexen, die der Mordlust der katholischen Kirche zum Opfer gefallen 
sein sollen? Der "Spiegel" gab in seiner Ausgabe vom 22.10.84 ihre Zahl mit 6 Millionen an. 
Hans Küng, der sich nach Entzug der Lehrerlaubnis verstärkt gegen die Kirche ins Zeug legt, 
brachte es in einem Artikel der "ZEIT" (4.10.85) gar auf stolze 9 Millionen. Man fühlt sich 
unwillkürlich an ein Wort des mutigen Kämpfers gegen den Hexenwahn, P. Friedrich v. Spee, 
erinnert, der in seiner "Cautio Criminalis" schreibt: 
"Da ist es denn kein Wunder, wenn das immer mehr um sich greifende Gerede uns in wenigen 
Jahren Hexen in so reichlicher Zahl verschafft."  
Am Sonntag, dem 19.4.98, brachte das ZDF um 19.30 Uhr in der Reihe Sphinx die Sendung 
über "Hexenjagd im Namen Gottes", die erstaunlich um objektive Darstellung bemüht war, 
nicht zuletzt über Spee. 
Der Reichsführer SS Himmler ließ von 1935-44 durch die Forschungsstelle H (= Hexen) 
sämtliches Material über Hexen und deren Prozesse sammeln und auswerten. 154 Archive und 
Bibliotheken wurden systematisch durchgekämmt, vermutlich, um es bei der nach dem "End-
sieg" geplanten "Endlösung der Kirchen" als Belastungsmaterial vorzulegen. Für Deutschland 
liegt die ermittelte Zahl deutlich unter 100.000. Für ganz Europa kamen die Forscher auf eine 
Zahl, die eher bei 500.000 als bei einer Million liegt. 
Sie ist gewiß erschreckend genug. Aber warum die Bilanz des Grauens so maßlos übertrei-
ben? Übrigens befanden sich unter den beklagenswerten Opfern keineswegs nur Frauen, son-
dern neben Knaben wurden auch zahlreiche Männer, darunter nicht wenige Priester, als "He-
xer" verbrannt. 
Vom 15. Jahrhundert an wurden die Hexenprozesse vorwiegend vor weltlichen Gerichten ge-
führt, weil die geistlichen Obrigkeiten immer weniger gegen angebliche Hexen und Zauberer 
vorgingen. Schließlich machte nicht die Aufklärung, sondern vor allem die "Cautio Crimina-
lis" des Jesuiten Friedrich v. Spee diesem grausigen Spuk allmählich ein Ende. Der Philosoph 
Leibniz nannte dieses Werk "das männlichste Buch, das je der Feder eines Kämpfers für 
Wahrheit und Recht, gegen Lüge und Unrecht entflossen ist". 
Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß neben der breiten Masse des Volkes Naturwissen-
schaftler und Juristen dem Hexenwahn nicht weniger verfallen waren als Theologen beider 
Konfessionen. So vertrat der große Astronom, Mathematiker und Naturforscher Johannes 
Kepler die Ansicht, die Hexerei lasse sich nicht leugnen. Der Schöpfer der deutschen Straf-
rechtswissenschaft, Benedict Carpzov, ebenso Protestant wie Kepler, soll über 10 Todesurteile 
gegen vermeintliche Hexen als weltlicher Richter unterschrieben haben. 
Nun sollte sich gerade unsere Zeit nicht hochmütig über die gewiß bedauerlichen Untaten ver-
gangener Jahrhunderte erhitzen. Die Massenmorde der Bolschewiken und Nazis sind noch in 
schrecklicher Erinnerung. Zudem werden alljährlich allein in Deutschland zwischen 250.000 
und 300.000 ungeborene Kinder unter Berufung auf das Selbstbestimmungsrecht der Frauen 
im Mutterleib gemordet. 
- Ende Mai 1995 berichtete eine Tageszeitung über "Ermunterung zu Sex und Abtreibung für 
starke Mädchen". Es handelt sich um ein illustriertes Heft der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung. Mit ihm ist der bisherige Höhepunkt staatlicher "Aufklärung" erreicht. 1979 
war eine Schrift des Bundesministeriums für Jugend usw. erschienen unter dem Titel: "Muß-
ehen muß es nicht geben."  
Die Quintessenz dieser Broschüre lautet: Probiert ruhig alles aus, aber paßt auf! 1986 folgte 
die Schrift "Gemeinsam leben ohne Trauschein", um die damals auf 2 Millionen geschätzten 
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"Lebenspartner" - heute sollen es nahezu 5 Millionen sein - vor den schlimmsten Enttäu-
schungen zu bewahren, wenn der "Egoismus zu weit" ein jähes Ende findet. 
Die frühere Ministerin Süßmuth, die im Volksmund Rita Kondomi heißt, bediente sich bei 
ihrer "Aufklärung" über Aids staatlich subventionierter Erfüllungsgehilfen, deren Slogans 
ausgesprochen pervers sind: "Laß deiner Phantasie freien Lauf: Setze alles in die Tat um, wor-
auf du scharf bist! Entdecke die Geilheit!"  
1994 veröffentlichte die Landeszentrale für Gesundheitserziehung in Rheinland-Pfalz das 
Sexheft "Let's talk about Sex". In ihm werden Kinder und Jugendliche zum lustvollen Ausle-
ben ihrer Sexualität ermuntert: "Macht das, was Euch Spaß macht, dann, wann Ihr wollt, Euer 
Gefühl zählt." 
Mit dem Heft "Starke Mädchen" wird Moral und Menschenwürde endgültig der Abschied 
gegeben: "Sich selbst zu befriedigen (zu onanieren oder zu masturbieren, wie es auch heißt), 
ist auch für Mädchen schön. Wie und wie oft Du es machst, mußt Du selbst entscheiden, Re-
geln gibt es dafür nicht." Alles, was Spaß macht, ist für die Autoren "normal":  
"Normal sind alle Beziehungen zwischen Frau und Mann, Frau und Frau, Mann und Mann, in 
denen die Partnerinnen freiwillig und gleichberechtigt über Sex entscheiden. Die sexuellen 
Techniken sind dann unerheblich. Denn Sex ist Deine Privatsache."  
Natürlich kann dabei auch etwas schiefgehen. Dann wird ein Schwangerschaftstest empfoh-
len, denn "nur wenn Du Bescheid weißt, hast Du eine echte Wahl, ob Du das Baby bekommen 
oder die Schwangerschaft unterbrechen willst."  
Hier wird die Verantwortungslosigkeit auf die Spitze getrieben: Eine Abtreibung so, wie man 
überlegt, ob man in die Disco oder auf eine Party gehen soll? Die Entscheidung für das Kind 
ist mit zahlreichen Problemen behaftet, hingegen die Tötung des Kindes kein Grund für Be-
denken oder Vorwürfe. 
Stern, Spiegel, Basta & Co. 
Betrachtet man die ständige Hetze gegen die Kirchen einmal vorurteilsfrei, drängt sich die 
Frage auf, wie so etwas in einer Zeit, die sich so gern auf Toleranz beruft, möglich ist. Gewiß 
vermögen wir keine schlüssigen Beweise vorzulegen, dennoch gibt es aufschlußreiche Hin-
weise. 
Viele Medienleute sind nicht nur nicht christlich, sondern suchen auch christliche Stellung-
nahmen zu verhindern. Unerwünschte Leserbriefe werden nicht abgedruckt, zu Sendungen, 
die sich mit Kirchenfragen befassen, werden häufig nur solche Vertreter christlicher Kirchen 
eingeladen, die nur mehr dem Namen nach Mitglied einer Kirche sind und deren Animosität 
gegen die "Amtskirche" hinlänglich bekannt ist. Anders ist es wohl kaum zu erklären, daß 
ausgerechnet die ehemalige Theologieprofessorin Uta Ranke-Heinemann immer wieder im 
Fernsehen - in den letzten Jahren über 100 x - Gelegenheit zu Ausfällen gegen Kirche und 
Christentum erhält. 
Wer sich der Peinlichkeit unterzieht, Frau Ranke-Heinemann in ihren zahlreichen Fernsehauf-
tritten zu "bewundern", kann nur mit Bestürzung registrieren, daß so jemand Professorin der 
Theologie werden konnte. Wahrlich kein Ruhmesblatt für Kirche und Wissenschaft! 
Wie gewohnt, bewegt sich Frau Ranke-Heinemann auch in einer Talkshow mit Lea Rosh auf 
derart niedrigem Niveau, daß selbst aus dem recht einseitig ausgesuchten Publikum gefragt 
wurde, ob sie denn vor nichts Ehrfurcht habe. Nach Sigmund Freud ist der Verlust der Scham 
der Beginn des Schwachsinns. Wenn dies zutrifft, dürfte Frau Ranke-Heinemann bald ein Fall 
für den Psychiater werden. 
Auch in unserem Nachbarland Österreich hat man längst zum Sturm auf die Kirche geblasen. 
Noch bevor der Nachfolger von Kardinal König am 14.9.86 im Wiener Stephansdom geweiht 
wurde, suchte ihn das österreichische Polit-Sex-Magazin "Basta" mit einem "Knüller" der Lä-
cherlichkeit preiszugeben, vor dem man selbst im Dritten Reich zurückschreckte. Eine sog. 
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Journalistin suchte den designierten Erzbischof im Beichtstuhl auf, um ihm allerlei über Poli-
tik und Sex zu entlocken. Sie sei Volksschullehrerin und suche einen seelsorgerischen Rat. 
Bei diesem "Beichtgespräch" ließ sie heimlich ein Tonband mitlaufen. Unter dem Titel "Pater 
Groer bittet zur Beichte" (im Inhaltsverzeichnis heißt es: " 'Basta' beichtet beim Erzbischof") 
veröffentlichte sie, was P. Groer angeblich oder tatsächlich gesagt hatte. Dieser Afterjourna-
lismus rief in Österreich lebhafte Empörung hervor. 
Fast noch erschreckender war der darauf folgende Club 2. Der Chefredakteur des famosen 
Blattes betonte in der Fernsehsendung mehrmals, er habe sich bei den Katholiken entschul-
digt, die sich getroffen gefühlt haben könnten. So etwas habe er nicht beabsichtigt. 
Beim Erzbischof gebe es nichts zu entschuldigen. So etwas sei, bitte schön, nicht neu. Im 
deutschen Sprachraum sei dies bereits der 21. Fall! "Spiegel", "Stern" und "Pardon" hätten 
schon vor Jahren solche "Beichten" gebracht und seien von den Gerichten stets freigesprochen 
worden. 
Der bekannte Journalist Kurt Ziesel untersuchte in seinem 1988 erschienenen Buch "Die Mei-
nungsmacher", "Spiegel", "ZEIT", "Stern" & Co" die völlige Einseitigkeit dieser Publikati-
onsorgane, die durch Verbreiten von Halbwahrheiten, Lügen, Manipulationen und histori-
schen Verfälschungen zur Desinformation der Öffentlichkeit beitragen. Dort heißt es:  
"Der besondere Haß des "Stern" gilt der katholischen Kirche. Wenn man an die vielen Pamph-
lete gegen sie, gegen ihre christlichen Bräuche und erst unlängst gegen den Papst liest, wird 
man an die antikatholischen Hetzartikel in der SS-Wochenzeitschrift Schwarzes Korps erin-
nert." (S. 158) 
Als Papst Johannes Paul II. zum zweiten Mal Deutschland besuchte, empfing ihn der "Stern" 
mit einer Serie über angebliche "Geheime Sünden des Vatikans". Nach Art der Porno-Blätter 
war auf dem Titelblatt ein Kardinal mit über dem Schoß weit geöffneter Soutane zu sehen, in 
die in knalligem Rot Bilder des Papstes, einer nackten Frau und einer Hand mit gebündelten 
Geldscheinen montiert waren. Mit dem Motto "Kaputte Finanzen, böse Intrigen, lockere Mo-
ral" wurden der Vatikan und seine Priester charakterisiert. 
In seinem Artikel "Weg mit dem Zölibat" vom 18.2.93 wußte der "Stern" zu vermelden:  
"Heute steht Papst Johannes Paul II. für die 2.000 Jahre Leib- und Lustfeindlichkeit der katho-
lischen Kirche. Und zugleich für ihre Bigotterie, denn den meisten Diözesen sind die heimli-
chen Verhältnisse ihrer Priester nicht nur bekannt, sie dulden sie auch."  
Natürlich bleibt der "Stern" die Beweise für diese ungeheuere Beschuldigung schuldig. Aber 
das dürfte ihn wenig kümmern. Schon die alten Römer wußten: Audacter calumniare, semper 
aliquid haeret! (Verleumde nur tüchtig, etwas bleibt immer hängen!) 
Wenn z.B. der Schreiberling der Badischen Zeitung in seinem Artikel "Zölibat - Liebe verbo-
ten!" (1993) behauptet, seit 1965 hätten allein in Deutschland 48.000 Priester ihr Amt wegen 
des Zölibats aufgegeben und jährlich würden deswegen etwa zwanzig bis 25 Prozent ihren 
Dienst quittieren, scheint er nicht gemerkt zu haben, daß dann schon längst kein Priester mehr 
existieren würde, ganz davon abgesehen, daß die Kirche in dieser Zeit nicht annähernd über so 
viele Priester insgesamt verfügt hat.  
Am 25. Oktober 1993 war Kardinal Ratzinger zu einer Priestertagung in Paderborn. In der 
anschließenden Diskussion wurde er gefragt, wieviele Priester denn tatsächlich ihr Amt in 
Deutschland aufgegeben hätten. Da der Kardinal nicht über das Zahlenmaterial verfügte, ant-
wortete Erzbischof Degenhardt auf diese Frage. 
Er tat es um so lieber, als in den Medien seit Jahren der Eindruck erweckt wird, als verließen 
jährlich Tausende von Priestern ihren Dienst. Nach Erzbischof Degenhardt gibt es derzeit ins-
gesamt 17.000 Priester in Deutschland. Seit 1935 (!) wurden in Paderborn 110 Priester lai-
siert, etwa zehn Prozent von allen in den 27 deutschen Diözesen laisierten Priestern. (Pader-
born gehört zu den umfangreichsten Diözesen mit entsprechend vielen Priestern.) 
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Man könne daher davon ausgehen, daß seit 1935 insgesamt etwa 1200 Priester laisiert wur-
den. Gewiß ist jeder einzelne Fall bedauerlich, denn jeder Priester sprach bei seiner Weihe 
sein "Adsum", ich bin bereit. Immerhin haben die phantastischen Zahlen der Badischen Zei-
tung gottlob nichts mit der Realität zu tun. 
Dem Kenner der Zeitgeschichte fällt in diesem Zusammenhang die Greuelpropaganda des 
Herrn Goebbels - weiland Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda unter Hitler - 
ein. Er behauptete am 28. Mai 1937 in seiner Rede in der Deutschlandhalle, bei den damals - 
nach der Enzyklika Pius XI. "Mit brennender Sorge" - inszenierten Sittlichkeitsprozessen ge-
gen Priester und Ordensleute, in diesem Verfahren handele es sich nicht um bedauerliche Ein-
zelerscheinungen, sondern um einen allgemeinen Sittenverfall, wie er in diesem erschrecken-
den und umfangreichen Ausmaß kaum jemals in der Kulturgeschichte der Menschheit festzu-
stellen sei. Es könne heute leider keinem Zweifel unterliegen, daß selbst die tausend und aber-
tausend Fälle, die zur Kenntnis der Justiz gekommen seien, nur einen Bruchteil des wahren 
Umfangs dieser Sittenverderbnis darstellten und nur ein Symptom für den Gesamtverfall be-
deuteten. Die deutschen Bischöfe stellten hierauf am 1.6.1937 fest:  
"Von 21.641 Weltpriestern Deutschlands sind 49 in diese Prozesse verwickelt. Davon sind 21 
verurteilt. Von 4.174 Ordenspriestern sind neun angeklagt, einer davon abgeurteilt." 
Will der Schreiberling der Badischen Zeitung dem "Altmeister der Lüge" nacheifern? Nach 
wie vor gilt der Satz: Lügen haben kurze Beine. 
Der "Spiegel"-Herausgeber Augstein, dem die deutschen Bischöfe durch ihren Sprecher ein 
"neurotisches Verhältnis" zur katholischen Kirche bescheinigten, bringt mit einer gewissen 
Regelmäßigkeit vor christlichen Feiertagen Beiträge voller Un- und Halbwahrheiten. Dabei 
läßt er sich an primitiven Geschmacklosigkeiten so leicht nicht übertrumpfen. Zu Weihnach-
ten 1990 hatte er sich wieder einmal unter der Titelgeschichte "Der Papst und die Lust" auf 
Johannes Paul II. eingeschossen. Das Titelbild "schmückt" ein Bild des Papstes mit einem 
Kondom, der in einer Teufelsfratze endet. Wie beim Leib- und Magenblatt der "Aufgeklärten" 
und Pseudointellektuellen üblich, wenn es um die katholische Kirche geht, verzapft er in die-
sem Artikel hanebüchenen Unsinn: 
"In Johannes Paul II. kristallisieren sich 2.000 Jahre christlicher Leib- und Lustfreundlichkeit, 
die den Leib und die Liebe haßten ... Für Papst Johannes Paul II. ist die Welt mindestens vor 
60 Jahren stehengeblieben." So konnte es natürlich nicht ausbleiben, daß nach Ansicht des 
"Spiegel" die Enzyklika Humanae vitae "eine der fatalsten Fehlentscheidungen (ist), zu der 
sich ein Papst in diesem Jahrhundert hinreißen ließ". 
Daß Augstein in demselben Heft die Fristenlösung als das "einzige Privileg" preist, das den 
neuen Bundesländern noch verblieben sei, verwundert dann nicht mehr. 
Der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Karl Lehmann, sagte bei der Eröffnung 
der Frühjahrskonferenz der deutschen Bischöfe 1993 zu Recht:  
"Wir sind nicht wehleidig, aber das Maß ist nun bald voll." Denn wenn wir auch keinen "klas-
sischen Kulturkampf" bismarckscher Prägung haben, muß man doch von einem massiven 
Kampf der verschiedenen Medien gegen Religion und Kirche sprechen.  
Nun glaubt jemand in einer Kirchenzeitung (Ruhrwort, 22.5.93) unter dem Titel: "Nur nicht 
Märtyrer spielen - Schluß mit einer neuen Wehleidigkeit!", vor "Panikmache und unseriösem 
Vergleich" warnen zu sollen. Er zitiert dann ein Wort des hartgesottenen Medienfuchses Gerd 
Bacher vom ORF, der von "medialer Christenverfolgung", sowie von Bischof Kasper, der von 
"drohendem Kulturkampf" sprach, in dem die Kirche "sturmreif" geschossen werden solle. 
Dann kritisiert er "das laute Wehklagen" und ein 'Wehret den Anfängen', bevor die Kirche 
einem 'Kirchenkampf im Stürmer-Stil' ("pur-magazin") zum Opfer fällt. Später heißt es bei 
ihm: "Nicht zu vermeiden sind sicher Beiträge, die aus Haß, Unkenntnis oder Besserwisserei 
verbreitet werden." (Warum eigentlich nicht? Vgl. etwa die Artikel 1 und 18 des Grundgeset-
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zes)  
Der Verfasser, den die "Freunde" der Kirche sicher als "nützlichen Idioten" schätzen werden, 
plädiert für "etwas Humor". 
Zweifellos, läßt sich vieles mit Humor leichter tragen. Nicht aber Verspottung und Diffamie-
rung dessen, was Menschen heilig ist. Oder sind Juden und Moslems eigentlich auch so hu-
morvoll? Schließlich empfiehlt er doch sogar den Gang zum Kadi, "wenn aus Rücksichtslo-
sigkeit und mit fehlender Achtung vor religiösen Gefühlen die Kirche angegriffen wird bis zur 
Gotteslästerung". 
Das Strafgesetzbuch biete im § 166 die Möglichkeit, gegen solche Entgleisungen vorzugehen. 
Er lautet: "(1) Wer öffentlich oder durch Verbreiten von Schriften (§ 11 Abs. 3) den Inhalt des 
religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnisses anderer in einer Weise beschimpft, die ge-
eignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft." 
Aber weiß denn der blauäugige Autor nicht, daß unsere Gerichte nahezu ausnahmslos selbst 
die gröbsten Beleidigungen der Kirche und ihrer Amtsträger, sowie die Verächtlichmachung 
der Religion lediglich als Ausdruck der Meinungsfreiheit oder "Satire" einstufen? In Friedrich 
Wilhelm Webers "Dreizehn Linden" sagt der noch heidnische Held des Epos:  
"Wo ich mich in Demut beuge, darf ein Tor nicht ruchlos schelten: Was euch heilig, will ich 
achten; was mir heilig, laßt es gelten." 
Politische Agitation  
Als der "Rote Campus", die Zeitung der Hochschulgruppe der Jusos Frankfurt im Winterse-
mester 1992-1993 einen großformatigen Aufruf unter dem Titel "Katholikenproblem lösen!" 
veröffentlichte, befanden die Richter, hier handele es sich ganz offenkundig um eine Satire. In 
diesem "satirischen" Aufruf heißt es: 
"Schon das Symbol, das die Katholiken anbeten, das Bild eines Gefolterten am Kreuz, ist ein 
beredtes Zeugnis der latenten Gewaltbereitschaft dieser Gruppe. Muß es erst so weit kommen, 
daß sich keine hessische Frau mehr aus Angst vor Katholiken auf die Straße traut?"  
Zu den Vorgängen um die Frankfurter Hochschulgruppe und ihr Pamphlet veröffentlichte die 
FAZ eine aufschlußreiche Glosse (27.1.93):  
"Es hat in der SPD immer Strömungen gegeben, die sich gegen die Kirchen und die ihr ange-
hörenden Menschen richteten. In den sechziger und siebziger Jahren hat die SPD-Spitze zwar 
viel Mühe darauf verwandt, das Verhältnis zur Kirche zu verbessern. In dem Maße aber, wie 
die Kirchgänger als weltanschaulich gebundener Wählerblock an Bedeutung verloren haben, 
haben auch die entsprechenden Bemühungen der Sozialdemokraten nachgelassen. 
Nein, da kann es keinen Zweifel geben: Wenn der SPD-Landesvorsitzende, Ministerpräsident 
Eichel, wenn der Frankfurter Oberbürgermeister von Schoeler (SPD) oder der "Kirchendezer-
nent" im Magistrat Grüber (SPD) befürchten müßten, die Geschmacklosigkeiten ihres Partei-
nachwuchses könnten sie Stimmen kosten, dann hätten sie sich längst distanziert.  
Hätte ein angetrunkener Hohlkopf ähnliche Scherze über Juden, Muslime oder Gewerkschaf-
ter verbreitet - die Gralshüter von Menschlichkeit und Toleranz hätten laut aufgeschrien. So 
geht es aber nur um ein paar Katholiken, die ohnehin im Verdacht stehen, eher die "falsche" 
Partei zu wählen. Im übrigen denken sich die sozialdemokratischen Spitzen wohl, wer mit der 
Kerze in der Hand für Mitmenschlichkeit auf der Straße gestanden hat, darf sich alles erlau-
ben." 
Daß es die Feinde der Kirche aber nicht bei bloßen Hetzreden bewenden lassen, sondern auch 
"mutig" zur Tat schreiten, zeigte sich in bis dahin einmaliger Weise am 26. September 1991. 
Randalierer, die sich zu einer Protestkundgebung gegen die Haltung der Kirche zu Aids und 
Drogen zusammengefunden hatten, drangen in den Fuldaer Dom ein und störten mit Hetzpa-
rolen wie: "Stoppt die Kirche! Die Kirche geht über Leichen! Die Kirche bringt uns den Tod!" 
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die Abschlußandacht der Deutschen Bischofskonferenz. Als zuständiger Hausherr erteilte 
Erzbischof Dyba den Chaoten eine deutliche Antwort, die wenige Tage später "Die Welt" zu 
einem gehässigen Artikel gegen ihn veranlaßte: "Fulda versagt dem Oberhirten die Gefolg-
schaft." 
Nun kennt zwar die katholische Kirche keine Gefolgschaftsführer, aber Tausende Katholiken 
aus Fulda und Umgebung bekundeten in einer spontanen Aktion ihre Solidarität mit ihrem 
Bischof. Eine gemeinsame Erklärung wurde Erzbischof Dyba nach einer feierlichen Vesper 
im Dom unter lang anhaltendem Beifall überreicht. 
Dem Redakteur war - abgesehen von der Fehleinschätzung der Katholiken - offenbar nicht 
bewußt, daß § 167 unseres Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren bedroht, wer 
einen Gottesdienst oder eine gottesdienstliche Handlung in grober Weise stört. 
Zu einem noch weit gravierenderen Zwischenfall kam es dann am Abend des 8.11.91 in Mar-
burg. Rund 50 Demonstranten störten einen Gottesdienst in der St. Johannes-Kirche, indem 
sie das hintere Drittel des Gotteshauses besetzten und mit Trillerpfeifen, Gesängen und Zwi-
schenrufen den Gottesdienst störten und die Predigt des Erzbischofs verhinderten. Als dieser 
nach der hl. Messe unter Polizeischutz die Kirche verließ, machten Autonome Jagd auf ihn. 
Skandierende Chöre heizten die Chaoten an: "Haut dem Dyba eine rüber!" und "Schlagt den 
Dyba tot!"  
Zusammen mit 3 anderen Priestern wurde der Erzbischof durch die Gassen Marburgs gejagt, 
getreten und bespuckt. 
Eine in Marburg verteilte Erklärung, die von Gruppen wie "AStA-Friedensreferat" (!), "Aids-
Hilfe Marburg", "Autonomes Schwulenreferat", "Rosa Telefon Marburg", "Feministisches 
Archiv" usw. unterzeichnet worden war, ließ erkennen, daß mit den tätlichen Angriffen der 
Fuldaer Oberhirte nicht nur als einzelner getroffen werden sollte. Sein engagiertes Eintreten 
für den Schutz der ungeborenen Kinder brachte diese Gruppen zur Raserei. 
In dem Pamphlet wird Erzbischof Dyba und dem Papst vorgeworfen, eine Politik zu betrei-
ben, "die das Selbstbestimmungsrecht von Frauen, Lesben, Schwulen, Fixern, HIV-Infizierten, 
an Aids Erkrankten, Prostituierten und Jugendlichen mit Füßen tritt, eine Politik, die zu Igno-
ranz und Doppelmoral führt und dadurch permanent Menschenleben kostet." 
Die Marburger Kriminalpolizei leitete ein Ermittlungsverfahren wegen Landfriedensbruch ein, 
der als Offizialdelikt verfolgt werden muß. Aber, wie es bisweilen zu gehen pflegt, gelang es 
ihr nicht, unter den inzwischen auf 150 "kampfstarken Chaoten" angewachsenen Gruppen 
auch nur einen einzigen Täter zu ermitteln. Handelte es sich hier um Schlamperei, schlichte 
Unfähigkeit oder gar einen "Wink von oben"?  
Die hessische CDU-Landtagsfraktion verurteilte die "wiederholten Störungen von Gottesdien-
sten in Hessen und die tätlichen Angriffe auf den Fuldaer Erzbischof Dyba". Zuletzt seien 
Gottesdienste in Deutschland durch die Nationalsozialisten gestört worden. 
Es sei erschreckend, mit welcher Intoleranz Gewalttäter die Freiheit der Religionsausübung zu 
verhindern trachteten. Aufgabe "aller verantwortlich denkenden Menschen" über parteipoliti-
sche und konfessionelle Grenzen hinweg sei es, diesen Anfängen zu wehren. Für die Angriffe 
in Marburg könne und dürfe es keine Rechtfertigung geben. (KNA 15.11.91) 
Und noch ein Beispiel ... 
In seinem Buch "Die Meinungsmacher" untersucht Kurt Ziesel neben "Spiegel" und "Stern" 
auch die sich "liberal" dünkende Zeitung die "ZEIT". 
Wenn es gegen die Kirche geht, scheint dem Organ der "roten Gräfin" Dönhoff kein Autor, 
keine Quelle zu suspekt zu sein. Am 3.9.82 ließ sie im "ZEIT-Dossier" einen abgefallenen 
Priester einen langen Artikel über "SS-Spitzel mit Soutane" zum Thema schreiben, "wie die 
katholischen Bischöfe im "Dritten Reich" mitschuldig wurden." Herr Denzler, Autor dieses 
Artikels, stützte sich auf das "Zeugnis" eines ebenfalls abgefallenen Priesters, der in der Nazi-
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zeit einen Mitbruder denunziert und es später als SS-Sturmbannführer zum Kirchenreferenten 
Heinrich Himmlers gebracht hatte.  
Der inzwischen verstorbene Karmelit, P. Eugen Dost, schrieb hierauf an die "ZEIT" und wur-
de sogar von Gräfin Dönhoff höchstpersönlich einer Antwort gewürdigt: "Ja, Sie haben ganz 
recht, es war eine unselige Idee, Herrn Denzlers Artikel in der ZEIT zu bringen. Offenbar hat 
keiner von uns gewußt, um wen es sich dabei handelt." 
Angesichts der zahllosen Schmähungen und Verleumdungen von Religion und Kirche in den 
verschiedenen Medien scheint es angebracht, sich in Erinnerung zu rufen, was Friedrich der 
Große, der bei seinem Regierungsantritt 1740 verordnet hatte: "Gazetten dürfen nicht genieret 
werden", am 13. August 1756 an Voltaire schrieb:  
"Die Toleranz muß jedem Bürger die Freiheit lassen, zu glauben, was er will. Aber sie darf 
nicht so weit gehen, daß sie die Frechheit und Zügellosigkeit junger Hitzköpfe gutheißt, die 
etwas vom Volk Verehrtes dreist beschimpfen. Das ist meine Ansicht. Sie deckt sich mit dem, 
was zur Sicherung der Gedankenfreiheit und der öffentlichen Ruhe nötig ist - und das ist der 
erste Gesichtspunkt jeder Gesetzgebung." 
Nun bieten ja die Grundrechte unserer Verfassung sowie die einschlägigen Bestimmungen des 
Strafgesetzbuches über "Straftaten, welche sich auf Religion und Weltanschauung beziehen", 
genügend Schutz gegen Mißbrauch der freien Meinungsäußerung, insbesondere der Presse-
freiheit - wenn sie nur angewendet würden.  
Die völlige Verwilderung der mitmenschlichen Kultur läßt für ein friedliches Zusammenleben 
in einer pluralistischen Gesellschaft nichts Gutes ahnen. Der ehemalige Bundespräsident Hei-
nemann erklärte in der Diskussion über den Gotteslästerungsparagraphen, Gott bedürfe keines 
Schutzes. Aber um ein friedliches Zusammenleben in der Gesellschaft zu ermöglichen, dürfe 
die Verächtlichmachung der Religion nicht geduldet werden. 
Der Verdacht liegt nahe, daß sich enthemmte Chaoten und dezidierte Atheisten nur deswegen 
gegen den christlichen Glauben austoben, weil sie von den Kirchen nichts zu fürchten haben. 
Können wir aber von unseren Jugendlichen, bei denen sich eine steigende Neigung zur Krimi-
nalität abzeichnet, Achtung vor fremdem Eigentum, vor der Würde und Unantastbarkeit ihrer 
Mitmenschen erwarten, wenn wir die höchsten Güter der Menschheit der Verächtlichmachung 
preisgeben? 
- Es wird allem Anschein nach geflissentlich übersehen, daß die Erziehung der Jugend zur 
"Ehrfurcht vor Gott, im Geist der christlichen Nächstenliebe, zur Brüderlichkeit aller Men-
schen und zur Friedensliebe ... zu sittlicher und politischer Verantwortlichkeit" in mehreren 
Bundesländern Verfassungsauftrag ist. So fast gleichlautend in Baden-Württemberg (Artikel 
12), Saarland (Artikel 30) und Rheinland-Pfalz (Artikel 33). 
Die "mutigen" Medienleute und Journalisten, die sich nicht scheuen, im Bewußtsein ihrer 
Machtposition die verhaßte(n) Kirche(n) immer wieder zu verunglimpfen und mit Schmutz zu 
bewerfen, sollten sich an den Zauberlehrling erinnern, der die Geister, die er rief nicht mehr 
los wurde. Das ständige Schüren von Emotionen könnte eines Tages in unkontrollierbaren 
Haß münden. Die Zeit der braunen Diktatur lehrt uns, daß es von der Hetze zur Diskriminie-
rung und schließlich zur Verfolgung oft nur ein kurzer Weg ist. Mit Bezugnahme auf An-
schläge gegen Ausländer schrieb der "Stern" am 3.6.93: "Rufmord geht Mord voraus".  
Dies gilt auch für die Kirche. An Brandstiftung und Vandalismus in unseren Kirchen haben 
wir uns ja bereits gewöhnen müssen.<< 
Michael Kotsch (Dozent für Kirchengeschichte) berichtete später über die Verfolgung von 
Hexen (x912): >>Hexen 
Historische Wurzeln 
Schon immer rechneten Menschen mit der Möglichkeit eines übernatürlichen Einflusses auf 
ihr irdisches Leben. Einzelnen, meist ungewöhnlichen Menschen sprach man dabei eine be-
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sondere Nähe zu jenseitigen Mächten zu. Im Christentum wird der Teufel als Verursacher von 
Krankheit, Not, Tod und anderen Übeln angesehen.  
Wer mit ihm oder einem seiner Dämonen Kontakt pflegte oder ein Bündnis mit ihnen einging, 
wurde als Hexe, Zauberer oder Magier bezeichnet. Als Urmutter aller europäischen Hexen 
wird gemeinhin die antike Hekate gehandelt, die gefürchtete Herrscherin über Wind und Wet-
ter. Auch heidnische Priesterinnen, weise Frauen und Kräuterweiber gelten als Stamm-Mütter 
späterer Hexen.  
Der Begriff Hexe taucht im deutschsprachigen Raum zuerst in Dokumenten des 9. Jahrhun-
derts auf, als "hagazussa" (Zaunweib = dämonisches Wesen, das über den Zaun in den Privat-
bereich der Menschen vordringt). Wenig später findet sich der bis heute geläufige Begriff 
"Hexse" (1293).  
Ausgelöst durch das verstärkte Auftreten häretischer Gruppen (Katharer, Albigenser, Bogumi-
len) setzte zwischen 1230 und 1430 in Europa eine intensive Diskussion über Zauberei und 
Ketzerei ein. Tatsächlich tauchen in diesem Umfeld auch immer wieder vorchristliche kelti-
sche, antike gnostische und magische Vorstellungen auf. Ausgehend von der Realität des Teu-
fels und seiner Dämonen sah man sich unabwägbaren okkulten Gefahren ausgesetzt. Weltli-
che und kirchliche Gerichte gingen gegen Menschen vor, denen man vorwarf, einen Bund mit 
dem Teufel geschlossen zu haben und Schadenszauber zu betreiben.  
Ab dem 13. Jahrhundert galt Hexerei (im Zusammenhang mit Irrlehre) als todeswürdiges Ver-
gehen. Im Laufe der nun intensiv einsetzenden Hexenverfolgung wurden rund 100.000 Men-
schen getötet, zumeist verbrannt (90 % Frauen). Gelegentlich trug der Kampf gegen Magie 
und Zauberei deutlich frauenfeindliche Züge. Damaligen Vorstellungen entsprechend wirkt 
die Hexenkunst am nachhaltigsten in der Walpurgis-, Oster- oder Johannisnacht. Mit einem 
Hexenbesen oder auf einem Ziegenbock durch die Luft reitend, versammelten sich die Hexen 
zu ihren schändlichen Festen auf bestimmten Bergen (z.B. dem Blocksberg = Brocken).  
Bei diesen Hexensabbaten huldigten sie dem Teufel in Bocksgestalt, mit dem sie sich sexuell 
vereinigten. Daneben war Schadenszauber aller Art ihre Hauptbeschäftigung. Sie verhexten 
Tier und Mensch, waren für Unwetter und Mißernten verantwortlich (Hexenring, Hexen-
schuß). Hexen griffen bei ihrer Kunst auf den "bösen Blick", magische Zaubersprüche oder 
geheimnisvolle Kräuterextrakte zurück. 
Den historischen Hexen ist Schadenszauber, Luftflug, Wahrsagerei, Liebesmagie, Ketzerei, 
Verwandlung in Tiere und Teufelsbuhlschaft vorgeworfen worden. In Prozessen erhaltene 
Geständnisse verurteilter Hexen können sowohl auf den Druck der Folter als auch auf echte 
okkulte Erfahrungen zurückgehen.  
Einige mittelalterliche Heilkundige und Magier griffen für ihre Kontaktaufnahme mit der jen-
seitigen Welt auch auf Halluzinogene (z.B. Pilzgifte, Eisenhut, Schierling, Mohn) zurück, 
durch die tatsächlich Wahnzustände erreicht werden können, in denen der Betreffende meint 
zu fliegen, sich in ein Tier zu verwandeln oder mit der Natur sprechen zu können (vergleich-
bar mit Erfahrungen der Schamanen). Mangelndes Wissen über diese biochemischen Hinter-
gründe bestärkte die Inquisitoren noch in ihrem Weltbild und erschwerte die Unterscheidung 
zwischen Betrug, Rausch und echtem Okkultismus. 
Neues Hexentum 
Seit den 70er Jahren des 20. Jahrhunderts läßt sich eine Hexen-Renaissance in Europa beo-
bachten. Deutschlands erster Hexenladen öffnete 1995 in München seine Türen. Zwischen-
zeitlich bieten zahllose Jugendzeitschriften, Ratgeber und Fachbücher, aber auch unterhalten-
de Medienmagazine zumeist positiv werbende Informationen über Hexerei und Zauberhilfen 
für den Alltag.  
Eine unübersehbare Szene selbstbewußter "neuer Hexen" hat sich etabliert, die insbesondere 
im esoterischen Umfeld ihre Dienste als Spezialistinnen für weiße Magie, Kräuterkunde, se-
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xuelle Fragen, Reinkarnation und Lebensberatung anbieten. Die "neuen Hexen" fühlen sich 
keiner einheitlich strukturierten Gruppe zugehörig.  
Manche praktizieren ihre Überzeugungen lediglich im Privatleben, andere schließen sich zu 
Vereinen oder Hexenzirkeln (covens) mit maximal 13 Mitgliedern zusammen, die sich wie-
derum auf verschiedene Traditionen zurückführen (Dianer Kult, Druiden, Gardnerer, Odinis-
mus, welsche, piktische oder nordische). 
Wenn sich die einzelnen Hexengruppen auch deutlich voneinander unterscheiden, finden sich 
andererseits auch einige gemeinsame Grundüberzeugungen: Heiligkeit der Natur, Verehrung 
der "Großen Göttin", Magie, Astrologie und Wahrsagen. Historisch gesehen haben die "mo-
dernen Hexen" ihre Wurzeln im Feminismus, dem Neuheidentum, der Esoterik und der Öko-
logiebewegung.  
In der Frauenbewegung wurde die Selbstbezeichnung Hexe in den 70er Jahren aufgegriffen. 
Damit wollte man an die weibliche Macht mittelalterlicher Hexen anknüpfen, die als Gegen-
bild der damaligen, als patriarchal empfundenen Welt verstanden wurden.  
Die Hexenverfolgung wurde als Vorläufer gegenwärtiger gesellschaftlicher Auseinanderset-
zung zwischen Patriarchat und Matriarchat (Männer- und Frauenherrschaft) interpretiert. He-
xen seien von Männern verfolgt worden, die sich durch weibliche Sexualität und vorchristli-
che matriarchale Glaubensformen bedroht sahen. Patriarchales Denken sei unfrei, unterdrücke 
Gefühle und Vielfalt und beute die Natur hemmungslos aus. Dieser Konflikt setze sich durch 
die Benachteiligung der Frauen in der Neuzeit fort.  
Die stärker religiöse Komponente "moderner Hexen" zeigt sich vor allem im "Wicca-Kult" 
(altenglisch wicce = die Weise/Hexe). Angestoßen wurde die Hexenbewegung durch ein Buch 
des amerikanischen Ethnologen Charles Godfrey Leland (The Gospel of the Witches, 1899), 
in dem er vorgeblich uralte Hexenrituale vorstellt und bewirbt.  
Dieses Buch diente den Wicca-Gruppen als Vorbild für ihr "Book of Shadows". Einflußreich 
für die "modernen Hexen" war auch ein Buch der Ägyptologin Margaret Alice Murray (The 
Witch Cult in Western Europe, 1921), in dem sie behauptet, die Hexen stünden in direkter 
Tradition vorchristlicher Fruchtbarkeitskulte, in der die "Große Göttin" und der "Gehörnte 
Gott" verehrt würden. Dieser Matriarchatskult sei die älteste und umfassendste Religion, die 
erst durch das patriarchale Christentum verdrängt worden sei.  
Organisatorisch geht der Wicca-Kult auf G. B. Gardner (1884-1964) und A. Sanders (1916-
1988) zurück. Erste Wicca-Gruppen bildeten sich nach der Aufhebung des Hexenverbots in 
England (1951). Zwischenzeitlich geben Hexen-Vereinigungen eigene Mitteilungsblätter her-
aus, den "Wicca-Brief", das "Magazin für Hexenglauben" oder "Abraxas", das Organ des 
"Yggdrasil-Kreis e.V.", der als gemeinnützig vom Finanzamt anerkannt ist und in Wahrsage-
rei, Astralwandern und "Magia Sexualis" einführt. 
Gelegentlich werden Hexenkulte auch von rechtsextremen Gruppen vereinnahmt, weil diese 
darin einen "arteigenen" germanisch-keltischen Glauben erkennen, den sie gegenüber Juden- 
und Christentum als "orientalischen Religionen" den Vorzug geben. 
"Moderne Hexen" kennen keinen personalen Gott und keine übernatürliche Offenbarung. Fe-
ste Dogmen, absolute ethische Ordnungen oder Glaubensregeln lehnen sie ab. Im Hexenglau-
ben gibt es keinen eindeutigen Unterschied zwischen Diesseits und Jenseits, zwischen heilig 
und profan (weltlich). Alles im Kosmos steht in Wechselbeziehung zueinander.  
Die Göttin wohnt im Menschen und in der Natur. Gleichzeitig verfügt sie über unbegrenzte 
kosmische Kraft, die Hexen sich mittels magischer Rituale nutzbar machen. Sie erstreben eine 
herrschaftsfreie Gesellschaft, in der die Menschen im Einklang mit der Natur und miteinander 
leben. Hexen feiern 13 Mond- und acht Sonnenfeste.  
In ihren Ritualen wird die Göttin als Jungfrau, als Erwachsene und als weise Alte verehrt. Ge-
legentlich werden auch konkrete Göttinnen verehrt (Diana, Gaia, Mondgöttin), deren Namen 
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meditativ gesprochen (gechantet) werden und deren Einheit man sucht. Die Welt wird vor 
allem aus ihrer Polarität (Mann - Frau / Geist - Materie / Hell - Dunkel usw.) gedeutet, die es 
zu überwinden gelte. In symbolischen Handlungen mit Kelch (weiblich) und Stab (männlich) 
wird diese Vereinigung symbolisch vollzogen.  
Andere Rituale sollen die Frauen in Einklang mit dem Kosmos bringen, Gesundheit, Glück 
oder Ausgeglichenheit bewirken oder negative Energien abbauen. Konkrete Verhaltenweisen, 
Amulette, magisch aufgeladene Substanzen (Edelsteine, Schmuck, Figuren …) und heilige 
Worte sollen die Gegenwart und Hilfe der göttlichen Macht fördern.  
Einige engagierte Hexen sind der Überzeugung, ihre Rituale bewirkten die letztliche Rettung 
der Menschheit und der Natur. Die Hexe könne nicht nur sich selbst, sondern auch die ganze 
Welt erlösen. Dazu bedarf es ausschließlich der Aktivierung der in ihr selbst ruhenden Kräfte 
der Erkenntnis ihres eigenen, göttlichen Wollens. 
Beurteilung 
Sicher kann der moderne Hexenglaube als Reaktion auf kalte Rationalität, Globalisierung und 
Naturbeherrschung verstanden werden. Andererseits füllt er das religiöse Vakuum, das durch 
den Bedeutungsverlust etablierter christlicher Kirchen entstanden ist. Kritische säkulare Aus-
einandersetzungen mit der "Modernen Hexerei" finden sich vor allem bei Will-Erich Peuckert 
(1895-1969) und Johann Kruse (1889-1983).  
Das "Johann-Kruse-Archiv zur Bekämpfung des neuzeitlichen Hexenglaubens" hält bis heute 
in Hamburg regelmäßige Hexensprechstunden ab, was nicht gerade einer Warnung vor dem 
Hexenglauben dient. In letzter Zeit wurde das "Kruse-Archiv" in ein Hamburger Völkerkun-
demuseum übernommen. 
Hexenkulte stehen in deutlichem Widerspruch zu christlichen Grundüberzeugungen. 
Christen unterscheiden deutlich zwischen Gott und Mensch (Natur). Hexen vergöttlichen den 
Menschen und vermenschlichen Gott. Christen kennen Gott als personales Gegenüber. Hexen 
wenden sich an anonyme, kosmische Energien. Christen akzeptieren Gottes souveräne Ent-
scheidungen und seine ethischen Regeln. Hexen geben eigene Empfindungen als Reden Got-
tes aus und versuchen, "göttliche" Kraft zu eigenen Zwecken zu manipulieren.  
Christen wissen um die tief sitzende Schlechtigkeit des Menschen, die nur durch die liebende 
Erlösungstat Jesu überwunden werden kann. Hexen setzen auf eine rituelle Selbsterlösung und 
gehen davon aus, daß der Mensch (insbesondere die Frau) von Natur aus gut sei. Darüber hin-
aus verurteilt Gott in der Bibel jede Art von Hexerei und Magie (2. Mose 22, 17; 5. Mose 18, 
10; 1. Samuel 28, 9; Jesaja 2, 6; Offenbarung 21, 8). In der Absicht, sich Gottes Macht zu ver-
einnahmen, stehen diese Bemühungen im deutlichen Gegensatz zum christlichen Glauben, der 
sich Gott vertrauensvoll ausliefert. 
Wer sich mit Hexerei und Magie beschäftigt, steht nicht nur in Gefahr, von einem unbibli-
schen Weltbild geprägt oder von zwielichtigen Scharlatanen betrogen zu werden. Christen 
wissen um die Gefahr okkulter Bindungen durch die intensive Beschäftigung mit Hexerei. 
Menschen werden innerlich unfrei und können geistlich von übernatürlichen dämonischen 
Mächten in Beschlag genommen werden (Lukas 8, 26 ff., 11, 24-26; Apostelgeschichte 8, 9 
ff., 19, 19; Galater 5, 20). Das kann sich in übernatürlichem Wissen bezüglich der Zukunft, 
Heilungsfähigkeiten, außerordentlicher Kraft, Selbstmordgedanken, Depression in Wahnvor-
stellungen, Angstzuständen, aber auch in körperlichen Phänomenen und einer generellen Ab-
lehnung christlichen Gedankenguts niederschlagen. …<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 31. Dezember 1998 (x887/...): 
>>1999 - ein Jahr ungewisser politischer Experimente 
Das Volk als demokratischer Souverän hat den politischen Wechsel gewählt. Nun ist dieser 
Souverän verunsichert ob der Tragweite seiner Entscheidung. Diese Unsicherheit wurde auch 
nicht beseitigt durch die Regierungserklärung von Bundeskanzler Gerhard Schröder. Darin 
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bezeichnet er die Regierung als eine "Generation", die aufgewachsen ist "in dem Aufbegehren 
gegen autoritäre Strukturen und im Ausprobieren neuer gesellschaftlicher und politischer Mo-
delle".  
Diese Phase des "Ausprobierens" erschwert den Blick in die Zukunft und verstärkt die Unsi-
cherheit. Wie sollen insbesondere wir Heimatvertriebene den altbekannten Satz interpretieren: 
"Wir wollen uns den Realitäten stellen und wieder einmal mehr Demokratie praktizieren." 
Oder die Aussage: "Die Rechte der Opfer von Verbrechen werden wir stärken." 
Als Opfer und Überlebende der größten "ethnischen Säuberung" in der Geschichte der 
Menschheit haben wir den 1969er Wechsel noch schmerzhaft in Erinnerung. Unter der Maxi-
me "Entspannung" wurden damals unsere Menschenrechte völlig ignoriert und auf dem Altar 
"Machtpolitik" geopfert. Dabei bedeutet Rechtsstaat "Herrschaft des Rechts". Alle Staatsorga-
ne sind an das Recht gebunden, insbesondere das Völkerrecht wie die Grund- oder Menschen-
rechte. Wo immer auf der Erde Menschen leben, kommen ihnen bestimmte unveräußerliche 
Fundamentalrechte zu. Das ist für alle Rechtsstaaten spätestens seit der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 anerkannt. 
Doch immer noch, mehr als 50 Jahre nach Kriegsende, kann von der Herrschaft des Rechts, 
von Gerechtigkeit und Frieden, keine Rede sein. Im Gegenteil, es zeigt sich, daß Unrecht und 
Eingriffe in elementare Menschenrechte immer noch praktiziert werden, auch in den "Rechts-
staaten". Doch sie verjähren nicht, solange die Entrechteten um Recht und Gerechtigkeit 
kämpfen. 
Ein Beispiel: In den USA sind "Wiedergutmachungsklagen" gegen Staaten wie Unternehmen 
in Millionen-, ja Milliardenhöhe, an der Tagesordnung. Der US-Anwalt Ed Fagan begründet 
sie wie folgt: "Die Industrieunternehmen spielten eine wesentliche Rolle beim Holocaust. Sie 
bildeten und realisierten mit dem Nazi-Regime eine Verschwörung, um die Holocaust-Opfer 
bewußt zwangsweise zu verpflichten und auszubeuten und so vom Holocaust zu profitieren." 
Nach der "Nazigold-Konferenz" 1997 in London fand 1998 in Washington die "Holocaust-
Vermögenskonferenz" statt. Wann kommt die "Vertreibungs-Vermögenskonferenz"? 
Beflissentlich vergessen wird bei diesen Konferenzen, daß auf allen Seiten Opfer zu beklagen 
sind, die nach Gerechtigkeit und Wiedergutmachung "schreien" und an das moralische Welt-
gewissen appellieren. Mehr als 15 Millionen Deutsche flohen aus den Ostprovinzen des Deut-
schen Reiches und aus den Siedlungsgebieten der Deutschen außerhalb der Reichsgrenzen 
oder wurden auf äußerst brutale Art und Weise vertrieben, wie die ungeheure Zahl von fast 
drei Millionen Vertreibungstoten zeigt. Ihren ganzen Besitz - Hab und Gut, Haus und Hof - 
mußten sie zurücklassen.  
Mehr als zwei Millionen deutsche Soldaten und Zivildeportierte mußten in russischen Ar-
beitslagern Zwangsarbeit verrichten. Die meisten verhungerten, erfroren, wurden von Seuchen 
dahingerafft oder ermordet. Nur wenige Zehntausende wurden zum Teil erst zehn Jahre nach 
Kriegsende freigelassen. Es ist kein billiges Aufrechnen von Verbrechen, auch für diese Opfer 
Entschädigung zu fordern, sondern nur eine Gleichstellung. Denn Mord bleibt Mord, egal an 
wem, auf welche Art oder unter welchen Regimen auch immer er geschieht. 
Nach György Konrad, Präsident der Berliner Akademie der Künste, gibt es kein höheres Inter-
esse, durch das Vertreibungen und Deportationen zu rechtfertigen wären. "Kollektive Bestra-
fung und Verfolgung von Gemeinschaften, die notwendigerweise die Peinigung von ganzen 
Familien, Kindern, Frauen und Alten also, nach sich ziehen, können weder politisch noch re-
ligiös in irgendeiner Weise legitimiert werden. … Jeder Deportierte, unabhängig von seiner 
nationalen, ethnischen, religiösen Zugehörigkeit, hat ein Recht auf - zumindest moralische - 
Wiedergutmachung." 
Dies betonen zu müssen ist angesichts des 50. Jahrestages der "Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte" 1948 durch die Vereinten Nationen eigentlich beschämend für die interna-
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tionale Staatengemeinschaft. Dies besonders deswegen, weil der Satzung der Vereinten Na-
tionen sowohl die Atlantik-Charta als auch das Nürnberger Statut zugrunde liegen. Den UN 
wurde die Kompetenz zugesprochen, sich mit der Förderung der Achtung der Menschenrechte 
zu befassen. Grundrechte gelten für alle Menschen, wie die Formulierungen "Jeder Mensch 
hat das Recht auf …" und "Niemand darf …" deutlich zu erkennen geben. In Artikel 1 heißt 
es: "Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren." 
1999 jähren sich zum 50. Male erstens am 12. Mai die Bewilligung des Grundgesetzes durch 
die Militärgouverneure und zweitens am 23. Mai das Inkrafttreten des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland. Das Grundgesetz ist als Provisorium für die Übergangszeit bis 
zur Wiedervereinigung Deutschlands geschaffen worden. Nach dem Verständnis Konrad 
Adenauers war die Bundesrepublik Deutschland mit dem Deutschen Reich völkerrechtlich 
identisch. Hierzu Konrad Adenauer im ersten Band seiner "Erinnerungen":  
"Die Deutsche Wehrmacht hatte bedingungslos kapituliert. Aber viele, darunter auch ich, wa-
ren der Auffassung, daß Deutschland damit nicht aufhörte, als völkerrechtliches Subjekt und 
Objekt weiterzubestehen. Die bedingungslose Kapitulation der Deutschen Wehrmacht, die am 
7. und 8. Mai 1945 erfolgte, war ein militärischer Akt, durch den der völkerrechtliche Status 
Deutschlands nicht ausgelöscht wurde." 
Das Haus Bundesrepublik Deutschland wird politisch völlig neu gestaltet, einer ungewissen 
gesellschaftsverändernden Revision unterzogen. Wie es eines Tages aussehen wird und wel-
che Veränderungen wir verkraften müssen, das ist bisher nur schemenhaft zu erkennen. Was 
uns Heimatvertriebene betrifft, so hat die neue Bundesregierung die Menschenrechte zum 
Maßstab ihrer Politik erhoben. Doch geben wir uns keinen Illusionen hin. Die erste Abfuhr 
haben wir bereits erhalten. 
Wir Heimatvertriebene haben offensichtlich keine Rechte, wie Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der und Außenminister Joseph Fischer es bei ihren Antrittsbesuchen in Warschau klar und 
unmißverständlich zum Ausdruck brachten. Die Zukunft wird nicht mit Problemen der Ver-
gangenheit belastet. Mit anderen Worten: Den Völkermord durch Vertreibung hat es "poli-
tisch" nicht gegeben.  
Dabei bleibt unverständlich, daß gerade diejenigen, die der "Gleichheit" aller Menschen wie 
der "Einen Welt" das Wort reden, immer wieder vor der Macht kapitulieren, das unteilbare 
Recht für teilbar erklären und damit ganze, insbesondere eigene (!), Volksgruppen diskrimi-
nieren. Wer "ethnische Säuberungen" als Verbrechen gegen das Völkerrecht wie die Men-
schenrechte brandmarkt, muß auch die Vertreibung der Deutschen als Völkermord verurteilen 
und ahnden. 
Da wir auf der bundesrepublikanischen politischen Bühne so gut wie keine Fürsprecher für 
unsere Anliegen haben, müssen wir uns lauter und noch vernehmlicher auf der internationalen 
Bühne äußern und mehr als bisher "global" nach Verbündeten und Mitstreitern für Recht und 
Gerechtigkeit suchen. Wir müssen über die Ostpreußen in aller Welt unsere Vertreibung und 
damit den Völkermord an mehr als 15 Millionen Deutschen als "Deutsche Shoah" in der 
Weltöffentlichkeit bewußt machen, die wie "Auschwitz" nach Sühne und Wiedergutmachung 
schreit. 
Die Zeit arbeitet für uns, weil wir stets auf Gewalt und Rache verzichtet und unbeugsam für 
eine friedliche Zukunft in Europa unter der "Herrschaft des Rechts" gefochten haben. Nehmen 
wir uns ein Beispiel an den jüdischen "Mitchristen".  
Sie ruhen nicht und artikulieren über die Jewish Claim Conference ständig das an ihnen be-
gangene Unrecht. Die individuellen Menschenrechte haben nach dem Zusammenbruch der 
kommunistischen Systeme sogar wieder an Stellenwert gewonnen. Hierzu haben auch sehr die 
blutigen Konflikte auf dem Balkan mit Massenflucht wie "ethnischer Säuberung" (Massenaus-
treibung) beigetragen. Bei allen Friedensverhandlungen steht auf einmal die Frage der Rück-
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kehr der Flüchtlinge in die Heimat aufgrund des elementaren Rechts auf die angestammte 
Heimat im Mittelpunkt der internationalen Friedensbemühungen und Konfliktlösungsstrategi-
en. 
Das amerikanische Repräsentantenhaus hat am 13. Oktober 1998 eine Resolution verabschie-
det, mit der alle Staaten Mittel- und Osteuropas aufgefordert werden, Enteignungen aus der 
Zeit des Kommunismus und Nationalismus wiedergutzumachen. 
Die Vertreibung liegt einzig und allein in der Verantwortung der handelnden Staaten. Das 
Potsdamer Abkommen hat die Vertreibung keineswegs befohlen, sondern dem Unrecht Völ-
kermord nur tatenlos zugesehen. Selbst die Siegermächte konnten das Völkerrecht, insbeson-
dere die Haager Landkriegsordnung von 1907, nicht außer Kraft setzen, zumal sie feststellten, 
daß das Deutsche Reich in den Grenzen vom 31. Dezember 1937 fortbesteht. 
Unsere Beharrlichkeit und unser Kampf für die Durchsetzung der Menschenrechte haben ex-
emplarischen Charakter, und zwar weltweit. In einem gemeinsamen Europa wird man die iso-
lierte Diskriminierung der Deutschen nicht durchhalten können, soll der Grundsatz "gleiches 
Recht für alle" nicht vollends zur leeren Floskel degradiert werden. Wenn Europa keine 
Rechtsgemeinschaft wird, dann hat es keine friedliche Zukunft. Kämpfen wir also 1999 unbe-
irrt weiter für Recht und Gerechtigkeit, denn nichts ist verloren, außer man gibt es verloren.<<  
 


